
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: ja

ZPO §§ 265 Abs. 2, 722

§ 265 Abs. 2 ZPO gilt auch im Rechtsstreit auf Vollstreck­
barerklärung eines ausländischen Urteils nach § 722 ZPO (Ab­
grenzung zu BGHZ 92, 347).

ZPO §§ 328, 722

a) Der Umstand, daß ein rechtskräftiges ausländisches Urteil 
nach dem Recht des erlassenden Staates ausnahmsweise ver­
nichtbar ist, schließt die Vollstreckbarerklärung gemäß
§ 722 ZPO so lange nicht aus, bis das Urteil im Erststaat
aufgehoben ist.

b) Die Tatsache allein, daß einem US-amerikanischen Urteil 
eine pre-trial discovery vorausgegangen ist, hindert des­
sen Anerkennung in Deutschland nicht.

c) Kann ein ausländisches Urteil wegen einzelner Ansprüche 
im Inland nicht für vollstreckbar erklärt werden, so hin­
dert das die Vollstreckbarerklärung im übrigen nicht.

d) Bei Anwendung des § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO ist auch auf 
Ausmaß und Bedeutung der Inlandsbeziehung des Sachver­
halts abzustellen, der dem ausländischen Urteil zugrunde 
liegt.
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a) Gewährt das ausländische Recht einen Anspruch auf Ersatz 
von Heilungskosten ohne Rücksicht darauf, ob der Verletz­
te gegenwärtig die bestimmte Absicht hat, sich der Heil­
behandlung zu unterziehen, so begründet das kein Anerken­
nungshindernis im Sinne von § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO.

b) Spricht ein zuständiges ausländisches Gericht dem auslän­
dischen Prozeßbevollmächtigten des obsiegenden ausländi­
schen Klägers aufgrund des dort geltenden Rechts ein Er­
folgshonorar von 40 % aller eingehenden Schadensersatz­
leistungen zu, so begründet das für sich allein in 
Deutschland kein Anerkennungshindernis.

c) Ein US-amerikanisches Urteil auf StrafSchadensersatz 
(punitive damages) von nicht unerheblicher Höhe, der ne­
ben der Zuerkennung von Ersatz für materielle und immate­
rielle Schäden pauschal zugesprochen wird, kann insoweit 
in Deutschland regelmäßig nicht für vollstreckbar erklärt 
werden.

ZPO §§ 328, 722; BGB § 253, 847

Zur Anerkennung eines US-amerikanischen Urteils auf Zahlung 
eines für inländische Verhältnisse außerordentlich hohen 
Schmerzensgeldbetrages (damages for pain and suffering).



38; ZPO § 722
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EGBGB 1986 Art. 5 Abs. 1 Satz 2, Art.

In Deutschland kann ein ausländisches Urteil unabhängig da­
von für vollstreckbar erklärt werden, ob es Art. 5 Abs. 1 
Satz 2 oder Art. 38 EGBGB entspricht.

BGH, Urt. v. 4. Juni 1992 - IX ZR 149/91 - OLG Düsseldorf
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4. Juni 1992 
Schnurr
Justizamtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

Kläger, Revisionskläger 
und Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

g e g e n

Beklagter, Revisionskläger 
und Revisionsbeklagter,



Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 4. Juni 1992 
durch den Vorsitzenden Richter Brandes und die Richter 
Dr. Schmitz, Dr. Kreft, Kirchhof und Dr. Zugehör

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Parteien wird 
das Urteil des 4. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 
28. Mai 1991 wie folgt teilweise ge­
ändert :

Auf die Berufung des Beklagten 
wird unter Zurückweisung seines 
weitergehenden Rechtsmittels das 
Urteil der 13. Zivilkammer des 
Landgerichts Düsseldorf vom 
12. April 1990 teilweise abgeän­
dert und insgesamt wie folgt neu 
gefaßt:

Das Urteil des Superior Court of 
the State of California in and 
for the County of San Joaquin vom 
24. April 1985 (Aktenzeichen 
168588) wird wegen des Anspruchs 
auf allgemeinen und besonderen 
Schadensersatz in Höhe von US- 
Dollar 350.260 im Bereich der



Bundesrepublik Deutschland für 
vollstreckbar erklärt. Im übrigen 
wird die Klage abgewiesen.

Die weitergehenden Revisionen der 
Parteien werden zurückgewiesen.

Von den Kosten der ersten und zwei­
ten Instanz haben der Kläger 5/7 und 
der Beklagte 2/7 zu tragen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens 
fallen dem Kläger zu 2/3 und dem Be­
klagten zu 1/3 zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Kläger begehrt, ein US-amerikanisches Schadenser­
satzurteil in der Bundesrepublik Deutschland für voll­
streckbar zu erklären. Er ist Staatsangehöriger der Verei­
nigten Staaten von Amerika. Der Beklagte hat seit der Ge­
burt die deutsche und erwarb dazu die US-amerikanische 
Staatsbürgerschaft, Beide Parteien lebten in Stockton/Kali­
fornien.



Am 30. Mai 1984 verließ der Beklagte, der von einem 
US-amerikanischen Gericht wegen sexuellen Mißbrauchs von 
Jugendlichen zu einer langjährigen Freiheitsstrafe verur­
teilt worden war, die USA. Er lebt nunmehr in Deutschland, 
wo er über Grundvermögen verfügt.

Durch Urteil des Superior Court of the State of Cali­
fornia in and for the County of San Joaquin (im folgenden: 
Superior Court) vom 24. April 1985 wurde dem - 1968 gebore­
nen - Kläger unter dem Decknamen "J|^B Dvtf' gegen den Be­
klagten ein Schadensersatzanspruch in Höhe von US-Dollar 
750.260 zuerkannt. Das Urteil enthält keine ins einzelne 
gehende Darstellung des ihm zugrundeliegenden Sachverhalts 
und der Entscheidungsgründe. Jedoch erschließt sich aus dem 
Protokoll der Gerichtsverhandlung vor dem Superior Court, 
daß der Verurteilung sexuelle Verfehlungen des Beklagten 
gegenüber dem zur Tatzeit noch nicht 14 Jahre alten Kläger 
in stockton zugrunde liegen (gemeinsames Masturbieren in 
fünf Fällen) und daß sich die gesamte, dem Kläger zugespro­
chene Urteilssumme zusammensetzt aus US-Dollar 260 als Er­
satz für HeilaufWendungen (past medical damages), US-Dollar 
100.000 für künftige medizinische Versorgung (future medi­
cal) , US-Dollar 50.000 für eine voraussichtlich erforderli­
che Unterbringung des Klägers (cost of placement), US-Dol­
lar 200.000 für erlittene Ängste, Schmerzen, Leiden und 
sonstige Schäden dieser Art (anxiety, pain, suffering and 
general damages of that nature) und US-Dollar 400.000 
StrafSchadensersatz (exemplary and punitive damages). Fer­
ner ordnete der Superior Court in seinem Urteil an, daß dem
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amerikanischen Rechtsanwalt des Klägers 40 % aller Gelder 
zustehen, die dieser im Kamen des Klägers von dem Beklagten 
erhalte.

Das Landgericht hat das Urteil des Superior Court zu­
züglich Zinsen für vollstreckbar in Deutschland erklärt.
Auf die Berufung des Beklagten hat das Oberlandesgericht 
{dessen Urteil in RIW 1991, 594 ff = VersR 1991, 1161 ff 
= RuS 1991, 339 ff veröffentlicht ist) die VollStreckbarer­
klärung in Höhe von US-Dollar 275.325 aufrechterhalten und 
die Klage im übrigen abgewiesen. Mit seiner hiergegen ge­
richteten Revision erstrebt der Beklagte die vollständige 
Abweisung der Klage, während der Kläger mit seiner Revision 
die Wiederherstellung des landgerichtlichen Urteils ohne 
Zinsen begehrt.

Ent s che i dung s gründe

Beide Rechtsmittel haben nur teilweise Erfolg.



A. Zur Revision des Beklagten

i.

Nach den unangefochtenen Feststellungen des Berufungs­
gerichts hat der Kläger im Verlauf des vorliegenden Rechts­
streits die ihm durch das Urteil des Superior Court zuer­
kannte Forderung an seinen amerikanischen Rechtsanwalt als 
Treuhänder vorübergehend abgetreten, um sich vor Beeinflus­
sungsversuchen durch den Beklagten zu schützen. Der Abtre­
tungsempfänger ist mit der Einziehung durch den Kläger ein­
verstanden.

Das Berufungsgericht ist der Ansicht, die Abtretung 
habe gemäß § 265 Abs. 2 ZPO die Prozeßführungsbefugnis des 
Klägers nicht beeinflußt. Auch einer Umstellung des Klage­
antrags dahin, daß das urteil des Superior Court nunmehr 
für den neuen Forderungsinhaber vollstreckbar sein solle, 
bedürfe es nicht. Der Kläger habe nach wie vor ein schutz­
wertes Interesse daran, die Klage in unveränderter Form 
durchzusetzen.

Diese Ausführungen halten den Angriffen der Revision 
stand.

1. Zutreffend hat das Berufungsgericht die Prozeßfüh­
rungsbefugnis des Klägers aus § 265 Abs. 2 ZPO hergeleitet 
und insoweit deutsches Verfahrensrecht angewandt (vgl. 
Stein/Jonas/Leipold, ZPO 20. Aufl. vor § 50 Rdn. 22;



Wieczorek, ZPO 2. Aufl. § 722 Anm. C II b 2; Geimer, Inter­
nationales Zivilprozeßrecht - nachfolgend IZPR - 
Rdn. 2041 f). Der Gegenansicht, die zur Prozeßführungsbe­
fugnis allgemein auf die für den materiellrechtlichen 
Streitstoff maßgebliche Rechtsordnung abstellen will 
(Grunsky ZZP 89, 241, 257 f), kann jedenfalls insoweit 
nicht gefolgt werden, als sich die Prozeßführungsbefugnis 
- wie nach § 265 Abs. 2 ZPO - unmittelbar aus dem im deut­
schen Gerichtsstand anwendbaren Prozeßrecht ergibt. Wegen 
des Zwecks dieser Vorschrift, das Prozeßrechtsverhältnis 
vor materiellrechtlichen Änderungen abzuschirmen, gilt sie 
für jedes von ihr erfaßte Verfahren (Riezler, Internationa­
les Zivilprozeßrecht S. 427 f; Schack, Internationales Zi­
vilverfahrensrecht - nachfolgend IZVR - Rdn. 552; Nagel, 
Internationales Zivilprozeßrecht 3. Aufl. Rdn. 281).

Entgegen der Ansicht der Revision steht der Rechts­
grundsatz, daß § 265 ZPO für die Übertragung eines titu­
lierten Anspruchs im inländischen Vollstreckungsverfahren 
nicht gilt (BGHZ 92, 347, 349 f m.w.N.), der Prozeßfüh­
rungsbefugnis des Klägers nicht entgegen. Das urteil des 
Superior Court kann und soll hier nicht Grundlage einer 
Zwangsvollstreckung im Inland sein. Maßgeblicher Titel da­
für ist allein die Entscheidung über die Vollstreckbarer­
klärung (vgl. BGH, Urt. v. 6. November 1985 - IVb ZR 73/84, 
JZ 1987, 203, 204; Zöller/Geimer, ZPO 17. Aufl. § 722 
Rdn. 56, jeweils m.w.N.; Stein/Jonas/Münzberg aaO § 722 
Rdn. 23; Roth IPRax 1989, 14, 15). Mit der Abtretung der im 
Urteil des Superior Court zuerkannten Forderung hat der 
Kläger noch keinen nach deutschem Recht titulierten An­
spruch übertragen. Ein solcher kann erst im Rechtsstreit



nach § 722 ZPO entstehen. Dabei handelt es sich um einen 
ordentlichen Zivilprozeß und nicht um ein Verfahren der 
Zwangsvollstreckung (Geimer/Schütze, Internationale Ur­
teilsanerkennung Bd. I 2. Halbbd. § 237 I; Zöller/Geimer 
aaO § 722 Rdn. 16 und 44 m.w.N.). Der Umstand, daß sein 
Streitgegenstand unmittelbar das - nicht abgetretene - pro­
zessuale Begehren auf Vollstreckbarerklärung ist, schadet 
entgegen der Meinung der Revision nicht, weil der Rechts­
streit der Sache nach die Durchsetzung der - abgetretenen - 
ausländischen Ansprüche in Deutschland vorbereiten soll. 
Infolgedessen ist, wie auch sonst im Erkenntnisverfahren,
§ 265 ZPO anwendbar (Stein/Jonas/Schumann aaO S 265 
Rdn. 15),

2. Es ist entgegen der Ansicht der Revision auch nicht 
zu beanstanden, daß das Berufungsgericht eine Umstellung 
des Klageantrags nicht für notwendig erachtet hat. Zwar 
führt eine nach Rechtshängigkeit vorgenommene Forderungsab­
tretung ungeachtet der nach § 265 Abs. 2 ZPO fortbestehen­
den Prozeßführungsbefugnis regelmäßig dazu, daß nur auf 
Leistung an den neuen Gläubiger geklagt werden kann 
(BGHZ 26, 31, 37; BGH, Urt. v. 18. März 1986 - X ZR 4/85, 
NJW-RR 1986, 1182). Der alte Gläubiger ist dann nicht mehr 
in der Lage, Leistung an sich selbst zu fordern, weil die 
Abtretung sachlich-rechtliche Wirksamkeit entfaltet. Einer 
Umstellung des Klageantrags bedarf es gleichwohl nicht, 
wenn der alte Gläubiger trotz der Abtretung die Ermächti­
gung zur Einziehung der Forderung behalten hat (RGZ 166, 
218, 237). Ob dies der Fall ist, bestimmt sich nach den 
zwischen ihm und dem neuen Gläubiger getroffenen Vereinba­
rungen. Dabei handelt es sich um eine materiell-rechtliche



Frage, die im Streitfall gemäß Art. 33 Abs. 1, 27 EGBGB 
nach ausländischem Recht zu beurteilen ist (vgl. Schack 
IZVR Rdn. 558), hier also nach kalifornischem Recht. Die 
Revision legt nicht in der Form des S 554 Abs. 3 
Nr. 3 b  ZPO dar, daß das Berufungsgericht mit seiner Annah­
me, der Kläger sei nach wie vor zur Einziehung der Forde­
rung aus dem Urteil des Superior Court in eigenem Namen und 
an sich selbst berechtigt, seine Verpflichtung zur Ermitt­
lung entgegenstehenden amerikanischen Rechts (§ 293 ZPO) 
unberücksichtigt gelassen habe.

II.

1. Zu Unrecht rügt die Revision das Fehlen tatrichter­
licher Feststellungen zu der Frage, ob das Urteil des Supe­
rior Court gemäß § 723 Abs. 2 Satz 1 ZPO nach dem für die­
ses Gericht geltenden Recht die formelle Rechtskraft er­
langt hat.

Der Tatbestand des Berufungsurteils verweist in gemäß 
§ 543 Abs. 2 Satz 2 ZPO zulässiger Weise wegen der Einzel­
heiten des Sach- und Streitstandes auf den Inhalt der Pro­
zeßakten. Diese enthalten eine bereits in erster Instanz 
eingereichte Rechtskraftbescheinigung des Superior Court 
vom 2. Oktober 1989 (GA I Bl. 91) nebst Übersetzung in die 
deutsche Sprache (GA I Bl. 93). Darin ist bestätigt, daß 
gegen das Urteil des Superior Court weder innerhalb der da-



für vorgesehenen Frist Berufung eingelegt noch eine Ausset­
zung der Urteilsvollstreckung angeordnet wurde und daß das 
Urteil endgültig, rechtskräftig und vollstreckbar ist.

Aufgrund dessen hat schon das Landgericht ausgespro­
chen (LGU S. 9}, das amerikanische Urteil sei rechtskräf­
tig. Der Beklagte hat dies mit seiner Berufung nicht ange­
griffen, sondern andere verfahrensrechtliche Einwendungen 
erhoben. Dann ist es nicht zu beanstanden, daß das Beru­
fungsgericht von weiteren Ausführungen zu der Frage, ob das 
Urteil des Superior Court nach amerikanischem Recht in 
Rechtskraft erwachsen ist, abgesehen und sich auf die Fest­
stellung beschränkt hat, die vom Beklagten geltend gemach­
ten, in den Entscheidungsgründen des Berufungsurteils im 
einzelnen abgehandelten verfahrensrechtlichen Gesichtspunk­
te stünden der Verleihung der Vollstreckbarkeit gemäß 
§§ 722, 723, 328 ZPO nicht entgegen. Damit ist hinreichend 
deutlich geworden, daß das Berufungsgericht alle Vorausset­
zungen des § 723 ZPO und damit auch die des Vorliegens ei­
ner nach kalifornischem Recht rechtskräftigen Entscheidung 
bejaht. Es hat sich insoweit die nicht angefochtene landge­
richtliche Feststellung erkennbar zu eigen gemacht.

2. Gegen diese Feststellung erhebt die Revision keine 
den Erfordernissen des § 545 Abs. 3 Nr. 3 b  ZPO entspre­
chende Rüge. Sie führt zwar aus, die Benachrichtigung, die 
an den früheren Treuhänder des mit unbekannten Aufenthalt 
aus den USA geflohenen Beklagten gerichtet gewesen sei, ha­
be die Möglichkeit einer öffentlichen Zustellung des Ur­
teils nicht ersetzt. Jedoch legt sie nicht dar, daß eine



öffentliche Zustellung nach kalifornischem Recht möglich 
ist und dort unter den gegebenen Umständen für den Eintritt 
der Rechtskraft vorausgesetzt wird.

III.

Zu Recht ist das Berufungsgericht zu dem Ergebnis ge­
langt, die Anerkennung der Vollstreckbarkeit des Urteils 
des Superior Court sei auch im übrigen nicht aus verfah­
rensrechtlichen Gründen ausgeschlossen.

Nach den insoweit unangefochtenen Feststellungen des 
Berufungsgerichts wurde der Prozeß vor dem Superior Court 
am 26. Januar 1983 durch Zustellung der Formularklage 
{"complaint") eingeleitet* Daraufhin schaltete der Beklagte 
den amerikanischen Rechtsanwalt ein, den er das
Zustellungsankenntnis unterzeichnen ließ. Der Rechtsanwalt 
fertigte am 28. März 1983 für den Beklagten ein Bestreiten 
des Klagevorbringens {"general denial"). Am 30. Mai 1984, 
dem Tage seiner Flucht aus den USA, wurde dem Beklagten ei­
ne Ladung zur Zeugenaussage im Büro der amerikanischen 
Rechtsanwälte des Klägers zugestellt (vgl* "civil subpe- 
na"). Am 10. August 1984 richtete der amerikanische Rechts­
anwalt der von der Hauseigentümerversicherung des
Beklagten beauftragt worden war, eine von ihm und Rechtsan­
walt Unterzeichnete Erklärung an den Superior
Court, mit der jener sich als prozeßbevollmächtigter Anwalt 
des Beklagten "assoziierte" (GA I Bl. 35). In der Folgezeit 
trat allein Rechtsanwalt GflMB für den Beklagten vor dem



Superior Court auf und wurde am 16. Januar 1985 allein zur 
Verhandlung ("trial") vom 23. April 1985 geladen. Mit 
Schreiben vom 4. April 1985 (GA III Bl. 525) beantragte 
Rechtsanwalt als registrierter Anwalt in Sachen des
Beklagten entlassen zu werden. Dem entsprach der Superior 
Court durch Beschluß vom 18. April 1985 (GA III Bl. 552) 
und ordnete an, der Beklagte werde nun mit seiner eigenen 
Vertretung betraut. Im Termin vom 23. April 1985, der zum 
Urteil des Superior Court führte, war für den Beklagten 
niemand anwesend.

1. Damit ist dem Beklagten die verfahrenseinleitende 
Klageschrift ("complaint”) rechtzeitig zugestellt worden, 
und er hat sich darauf - vor dem international zuständigen 
Gericht {§ 328 Abs. 1 Nr. 1, §§ 12 f, 32 ZPO) - auch einge­
lassen, § 328 Abs. 1 Nr. 2 ZPO. Daß die Klage unter einem 
Decknamen für den Kläger erhoben war, machte sie nicht un­
wirksam. Denn sie enthielt jedenfalls so viele Einzelanga­
ben, daß der Beklagte sich dagegen in vollem Umfange ver­
teidigen konnte. Aus ihr ergab sich, daß Streitgegenstand 
ein Anspruch auf Zahlung von Ersatz für materielle und im­
materielle Schäden sowie von Strafschadensersatz wegen 
sexueller Handlungen sein sollte, die der Beklagte in sei­
nem Hause in der Zeit von Februar bis August 1982 am min­
derjährigen Kläger angeblich vorgenommen hatte.

2. Der Beklagte hat das Gutachten eines amerikanischen 
Rechtsanwalts vorgelegt, das zu dem Ergebnis gelangt, das 
Urteil des Superior Court verstoße gegen die amerikanische 
Bundesverfassung und die Verfassung des Staates von Kali­
fornien, weil es unter Überschreitung der Rechtsprechungs-



befugnis ("jurisdiction") des Gerichts ergangen sei. Dies 
folge daraus, daß weder der Beklagte noch Rechtsanwalt

zu der mündlichen Verhandlung vom 23. April 1985 ge­
laden worden sei. Dem Beklagten könne die an Rechtsanwalt 
Q flS gerichtete Ladung nicht zugerechnet werden, weil die­
ser nicht wirksam zu seinem Prozeßbevollmächtigten bestellt 
worden sei. Das Urteil des Superior Court sei deshalb nich­
tig und nicht vollstreckbar ("void and unenforceable").

Das Berufungsgericht hat hierzu ausgeführt, die Frage 
der Wichtigkeit des kalifornischen Urteils sei im Rahmen 
des Verfahrens auf Verleihung der Vollstreckbarkeit von den 
deutschen Gerichten nur beschränkt zu überprüfen. Im Grund­
satz seien ausländische Urteile zu respektieren. Dazu gehö­
re in erster Linie, den ausländischen Hoheitsakt als nach 
ausländischem Recht existent zu betrachten, sofern nicht 
seine Nichtigkeit auf der Hand liege. Von einer ganz offen­
kundigen und unzweifelhaften Wichtigkeit könne hier jedoch 
keine Rede sein. Es sei nicht Aufgabe des deutschen Rich­
ters, in Zweifelsfällen über die Vereinbarkeit US-amerika­
nischer Urteile mit der US-amerikanischen Bundesverfassung 
und der Verfassung der jeweiligen Einzelstaaten zu ent­
scheiden .

Diese Ausführungen halten im Ergebnis einer rechtli­
chen Überprüfung stand.

a) Wirkungen eines ausländischen Urteils können aller­
dings nur dann auf das Inland erstreckt werden, wenn sie 
nach der Rechtsordnung des Staates, in dem das Urteil er­
gangen ist, überhaupt eintreten. Urteile, die nach der



Rechtsordnung des Entscheidungsstaats schlechthin nichtig 
oder unwirksam (ungültig) sind, sind deshalb nicht gemäß 
§§ 722, 723 ZPO für vollstreckbar zu erklären (Martiny, 
Handbuch des internationalen Zivilverfahrensrechts - nach­
folgend Handbuch - Bd. III/l Rdn. 485; Stein-Jonas/Schumann 
aaO § 328 Rdn. 105; Geimer/Schütze aaO Bd. 1/1 § 139 I 1; 
MünchKomm ZPO/Gottwald § 328 Rdn. 51; Nussbaum, 41 Columbia 
Law Review 221, 231). Ist das Urteil nach dem Recht des 
Erststaates hingegen lediglich anfechtbar, so schließt dies 
seine Anerkennung nicht aus, solange es nicht aufgehoben 
ist (Martiny, Handbuch Rdn. 486; Geimer IZPR Rdn. 2236; 
Geimer/Schütze aaO Bd. 1/2 § 195 I; Zöller/Geimer aaO § 328 
Rdn. 91 m.w.N.). Das gilt - vorbehaltlich des § 328 Abs. 1 
Nr. 4 ZPO - auch dann, wenn die Entscheidung, der im Inland 
die Vollstreckbarkeit verliehen werden soll, im Erlaßstaat 
in einem neuen Verfahren, wie etwa auf eine Verfassungsbe­
schwerde oder Wiederaufnahme des Verfahrens, beseitigt wer­
den könnte (vgl, Martiny aaO Rdn. 489 m.w.N.; Pohle 
JW 1936, 1873). Gegen derartig fehlerhafte Urteile muß 
grundsätzlich Abhilfe vor den Gerichten des Erlaßstaates 
aufgrund der dafür eröffneten Rechtsbehelfe gesucht werden. 
Die im Revisionsrechtszug vom Beklagten erhobene neue Be­
hauptung allein, er habe inzwischen das Urteil des Superior 
Court vor einem kalifornischen Gericht wegen Nichtigkeit 
angefochten, ist unerheblich. Der Beklagte legt nicht dar, 
daß das angegangene ausländische Gericht das Ersturteil 
aufgehoben habe.

Für die Abgrenzung zwischen der Nichtigkeit einer aus­
ländischen Entscheidung und deren bloßer Aufhebbarkeit ist 
zu beachten, daß Fälle, in denen ein Urteil ohne Rechtswir-
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kungen bleibt, auch in ausländischen Rechtsordnungen die 
Ausnahme bilden und in der Regel die Fehlerhaftigkeit einer 
Entscheidung lediglich dazu führt, daß diese mit Rechtsmit­
teln angefochten werden kann (vgl* Geimer/Schütze aaO 
Bd. 1/1 § 139 I 3). Nach amerikanischem Recht gilt eben­
falls eine Vermutung für die Wirksamkeit des Urteils (En­
gelmann-Pilger, Die Grenzen der Rechtskraft des Zivilur­
teils im Recht der Vereinigten Staaten S. 39 m.w.N.). Ver­
fahrensfehler können grundsätzlich nur durch Rechtsmittel 
gegen das Urteil selbst ("direct attack") geltend gemacht 
werden (vgl. Teply/Whitten, Civil Procedure S. 59, 665,
669 f) .

b) Nach diesen Grundsätzen ist es entgegen der Ansicht 
der Revision nicht zu beanstanden, daß das Berufungsgericht 
zu dem Ergebnis gelangt ist, das Vorbringen des Beklagten 
zur Frage der Nichtigkeit des Urteils des Superior Court 
stehe einer Vollstreckbarerklärung nicht entgegen.

Das Verfahren vor dem Superior Court soll entsprechend 
der Darstellung in dem vom Beklagten vorgelegten Rechtsgut­
achten fehlerhaft gewesen sein, weil Rechtsanwalt G O T  
nach den für den kalifornischen Zivilprozeß geltenden Re­
geln keine wirksame ProzeßVollmacht zur Vertretung des Be­
klagten erlangt habe, obwohl Rechtsanwalt als des­
sen Prozeßbevollmächtigter der "Assoziierung" G V B s  aus­
drücklich zugestimmt hatte. Der Privatgutachter folgert 
daraus pauschal, das Urteil des Superior Court sei "void" 
(nichtig), es habe "no legal effect". Es ist aber nicht zu 
erkennen, daß mit diesem mehrdeutigen Begriff (vgl. dazu 
Nussbaum aaO 226 f) eine Folge bezeichnet sein soll, die
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über die bloße Aufhebbarkeit hinausgeht und nach kaliforni­
schem Recht nicht allein mit ordentlichen oder außerordent­
lichen - fristgebundenen - Rechtsmitteln, sondern zu jeder 
Zeit und in jedem Verfahren - etwa im Wege eines "collate­
ral attack" - erfolgreich geltend gemacht werden könnte 
(vgl. hierzu Engelmann/Pilger aaO S. 39 f; Lange/Black, Der 
Zivilprozeß in den USA Rdn. 105 ff, 109 ff; Schack, Einfüh­
rung in das US-amerikanische Zivilprozeßrecht - nachfolgend 
Einführung - S. 61 f, 69; Ed.note in 65 Harvard Law Review, 
817, 850, jeweils m.w.N.). Die vom Beklagten für seine An­
sicht zitierten kalifornischen Urteile (Stubblefield v.
Long (1932) 125 Cal. App. 329 ff; Starkweather v. Minarets 
Min, Co. (1935) 5 Cal. App. 2d 501 ff; Wilson v. Goldman 
(1969) 274 Cal. App. 2d 573 ff; Irvine National Bank v. Han 
(1982) 130 Cal. App. 3rd 693 ff) sind aufgrund ordentlicher 
Rechtsmittel ("direct attacks") gegen fehlerhafte Säumnis- 
entscheidungen ergangen.

Inhaltlich führt der Privatgutachter nur aus, die Ver­
handlung aufgrund des angegebenen Zustellungsmangels sei 
nicht lediglich fehlerhaft ("error”), sondern ein "act in 
excess of the court's jurisdiction to proceed" gewesen. Ei­
nen Fall der fehlenden Gerichtsbarkeit des kalifornischen 
Gerichts über die Parteien (jurisdiction over the parties) 
oder über den Streitgegenstand (jurisdiction over the sub­
ject matter), der nach US-amerikanischer Auffassung zur 
Nichtigkeit eines Urteils führen kann (Teply/Whitten aaO 
S. 670, 698 f; Engelmann-Pilger aaO S. 39; Schack, Einfüh­
rung S. 66, 69; Boskey/Braucher, 40 Columbia Law Re­
view 1006 ff; Ed.note in 65 Harvard Law Review, 817, 849 ff 
m.N.), legt der Beklagte damit jedoch nicht dar. Insbeson-



dere wurde die Gerichtsbarkeit eines kalifornischen Ge­
richts über den Beklagten durch die dort erfolgte Zustel­
lung begründet (vgl. dazu Teply/Whitten aaO S. 27, 31, 152, 
175 f; Schurtmann/Walter, Der amerikanische Zivilprozeß 
S. 37 f; Lange/Black aaO Rdn. 9; Ehrenzweig, A Treatise on 
the Conflict of Laws S. 77, 88, 119; Hay, Einführung in das 
Amerikanische Recht 2. Aufl. S. 49 f; Engelmann-Pilger aaO 
S. 129). Ob sie später schon aufgrund einer Verhandlung oh­
ne ordnungsmäßige Ladung einer Partei wieder entfallen 
kann, ist nicht dargetan. Allein die Verwendung des viel­
deutigen Begriffs der "jurisdiction" (vgl. hierzu smit,
10 AmJCompL 164 ff), die aufgrund des Fehlers "überschrit­
ten" worden sein soll, besagt dazu nichts. Soweit kalifor­
nische Berufungsgerichte beiläufig ausgeführt haben, offen­
kundige Versäumnisurteile seien "subject to collateral at­
tack at any time" (Perini v. Perini (1964) 37 Cal.
Rptr. 354, 359 f; Wilson v, Goldman aaO S. 578), wenn sie 
ohne Ladung des Säumigen ergangen seien, betraf das Ver­
handlungen, in denen das Gericht nicht einmal den Versuch 
einer Ladung nachgeprüft und dennoch reine Säumnisfolgen 
ausgesprochen hatte. Das ist nicht vergleichbar mit dem vom 
Gutachter hier angenommenen Fall des Zustellungsfehlers, 
der allein darauf beruhen soll, daß mit der "Assoziierung" 
des Rechtsanwalts GSHI ein erleichterter Anwalts Wechsel 
ohne Beteiligung des Gerichts und möglicherweise - dann un­
ter Umgehung des § 284 des California Code of Civil Proce­
dure - des Beklagten beabsichtigt war. Zudem hat der Supe­
rior Court hier nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts (BU S. 14) die Ladung geprüft und für ordnungsgemäß



befunden. Er hat auch kein VerSäumnisurteil erlassen, son­
dern eine vollständige mündliche Verhandlung - wenngleich 
in Abwesenheit des Beklagten - durchgeführt.

c) Der Senat ist gemäß §§ 559 Abs. 2 Satz 2, 565 
Abs. 4 ZPO befugt, selbst die Schlüssigkeit der auf auslän­
disches Recht gestützten Behauptung nachzuprüfen, wenn 
- wie im Streitfall - Feststellungen des Berufungsgerichts 
hierzu fehlen. Denn die vom Beklagten nach § 554 Abs. 3 
Nr. 3 Buchst, b ZPO erhobene Rüge einer Verletzung des 
§ 293 ZPO durch das Berufungsgericht kann nur berechtigt 
sein, wenn die Behauptung in der Berufungsinstanz objektiv 
geeignet war, eine Pflicht des Tatrichters zur Ermittlung 
des ausländischen Rechts auszulösen. Dies hängt auch davon 
ab, ob die Parteien zu den Erkenntnisquellen der ausländi­
schen Rechtsordnung unschwer Zugang haben; dann müssen sie 
das ausländische Recht regelmäßig konkret darsteilen (Se­
natsurteil v. 30. April 1992 - IX ZR 233/90, z.V.b. in 
BGHZ). Legt eine Partei das Privatgutachten eines ausländi­
schen Sachverständigen vor und ergibt es nicht, daß der 
Ausgang des inländischen Prozesses von der mitgeteilten 
ausländischen Rechtslage abhängt, so hat das deutsche Ge­
richt insoweit regelmäßig nicht von sich aus weiter nachzu­
forschen.

Danach stellt es hier im Ergebnis keinen Verstoß des 
Berufungsgerichts gegen § 293 ZPO dar, wenn es zur Frage 
der Nichtigkeit des Urteils des Superior Court nach ameri­
kanischem Recht keine weiteren Ermittlungen vorgenommen 
hat. Eine andere Betrachtungsweise ist auch nicht im Hin­
blick auf die Ausführungen des Beklagten in dessen nach



Schluß der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht 
eingereichten Schriftsatz vom 21. Mai 1991 geboten. Darin 
hat der Beklagte ebenfalls nichts vorgetragen, was darauf 
schließen lassen könnte, die von ihm behaupteten Mängel des 
Verfahrens vor dem Superior Court rechtfertigten nach ame­
rikanischem Recht mehr als eine bloße Aufhebbarkeit des Ur­
teils. Es verstößt deshalb entgegen der Ansicht der Revi­
sion nicht gegen § 156 ZPO, daß das Berufungsgericht die 
Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung mit der Begrün­
dung abgelehnt hat, das neue Vorbringen im Schriftsatz vom 
21. Mai 1991 zum Verfahren vor dem Superior Court sei nicht 
rechtserheblich.

3. Das Berufungsgericht hat die Umstände, die dazu 
führten, daß der Beklagte im Termin vom 23. April 1985 vor 
dem Superior Court nicht vertreten war, desweiteren gemäß 
§ 723 Abs. 2, 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO auf ihre Vereinbarkeit 
mit dem verfahrensrechtlichen ordre public untersucht und 
ist dabei zu dem Ergebnis gelangt, ein unerträglicher Ver­
stoß gegen wesentliche Grundsätze des deutschen Rechts lie­
ge nicht vor. Entgegen der Auffassung der Revision hält 
auch das einer rechtlichen Überprüfung stand.

a) Zutreffend hat das Berufungsgericht insoweit von 
einer Überprüfung der Frage abgesehen, ob der Beklagte auf­
grund der am 16. Januar 1985 an Rechtsanwalt GflBi gerich­
teten Ladung nach den für den Zivilprozeß in Kalifornien 
geltenden Regeln ordnungsgemäß über den Termin vom 
23. April 1985 benachrichtigt war. Der Superior Court hat 
dies ausdrücklich bejaht {vgl. Verhandlungsprotokoll vom 
23. April 1985 GA III Bl. 602 f). Eine Nachprüfung der



sachlichen Richtigkeit der Feststellung ist dem deutschen 
Gericht gemäß § 723 Abs. 1 ZPO (Verbot der revision au 
fond) im Verfahren über die Vollstreckbarkeit des ausländi­
schen Urteils verwehrt (BGHZ 53, 357, 363).

b) Ein die Anerkennung ausschließender Verstoß gegen 
den ordre public im Sinne des § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO n.F. 
läge vor, wenn die Anerkennung des Urteils des Superior 
Court zu einem Ergebnis führte, das mit den Grundrechten 
oder sonst offensichtlich mit wesentlichen Grundsätzen des 
deutschen Rechts unvereinbar wäre. Hiervon ist bei Verfah­
rensverstößen nur auszugehen, wenn die Entscheidung auf ei­
nem Verfahren beruht, das von den Grundprinzipien des deut­
schen Verfahrensrechts in einem Maße abweicht, daß es nach 
der deutschen Rechtsordnung nicht als in einer geordneten, 
rechtsstaatlichen weise ergangen angesehen werden kann 
{BGHZ 48, 327, 331; 53, 357, 359 f; 73, 378, 386; 98, 70, 
73; BGH, Urt. v. 19. September 1977 - VIII ZR 120/75,
WM 1977, 1230, 1232; Beschl. v. 21. März 1990
- XII ZB 71/89, NJW 1990, 2201; Senatsurt. v. 27. März 1984
- IX ZR 24/83, WM 1984, 748, 749). Das trifft hier nicht 
zu. Insbesondere verletzt das Verfahren des Superior Court 
nicht die Prinzipien, die dem Verfahrensgrundrecht auf 
rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) zugrunde liegen. 
Dessen Schutz erstreckt sich nicht auf eine bestimmte, ver­
fahrensrechtliche Ausgestaltung (BGH, Urt. v.
11. April 1979 - IV ZR 93/78, NJW 1980, 529, 531), etwa ei­
ne Terminsladung. Bei der Anwendung jener Verfassungsbe­
stimmung zur Konkretisierung des gemäß § 328 Abs. 1 
Nr. 4 ZPO maßgeblichen verfahrensrechtlichen ordre public 
ist vielmehr auf die Grundsätze abzustellen, die Art. 103



Abs. 1 GG schützen will. Dies ist einmal das Prinzip der 
RechtsStaatlichkeit, das grundsätzlich verbietet, eine Ent­
scheidung zu treffen, bevor der Betroffene Gelegenheit zur 
Äußerung hatte. Ferner verlangt das Gebot der Achtung der 
Menschenwürde, daß ein Beteiligter in der Lage sein muß, 
auf den Verfahrensablauf aktiv Einfluß zu nehmen (BVerf­
GE 63, 332, 337 m.w.N.; BGHZ 48, 327, 333, bestätigt durch 
Beschl. des BVerfG v. 28. März 1968 - 2 BvR 740/67; BGH, 
Urt. v. 19. September 1977 - VIII ZR 120/75, aaO; Schmidt- 
Aßmann in Maunz/Dürig, GG Art. 103 Abs. 1 Rdn. 2 ff). Die­
sen Erfordernissen hat das Verfahren vor dem Superior Court 
Rechnung getragen.

Dem Beklagten war die in Kalifornien gegen ihn anhän­
gige Zivilklage des Klägers bekannt, und er hatte bereits 
geraume Zeit vor seiner Flucht aus den USA Rechtsanwalt Otv 

zu seinem Prozeßbevollmächtigten bestellt, der ihn 
zunächst im amerikanischen Rechtsstreit auch vertrat. Damit 
war der Beklagte jedenfalls in der Lage, sich gegenüber der 
Klage vor dem kalifornischen Gericht zu verteidigen. Die 
nach seinem Verlassen der USA eingetretene weitere Entwick­
lung seiner Vertretung im amerikanischen Prozeß vermag eine 
Verletzung der Grundsätze rechtlichen Gehörs nicht zu be­
gründen. Nach den insoweit unangefochtenen Feststellungen 
des Berufungsgerichts erfolgte die als "Assoziierung" vor- 
genommene Einschaltung von Rechtsanwalt G f l A  durch förmli­
che Erklärung des Rechtsanwalts an den Superior
Court. Der Sache nach beabsichtigte Rechtsanwalt 
damit, einen Anwaltswechsel vorzunehmen. In der Folgezeit 
trat allein Rechtsanwalt vor dem Superior Court auf
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und wurde zu dem Termin vom 23. April 1985 geladen. Erst 
danach kam es zu seiner Entlassung als Rechtsanwalt des Be­
klagten .

Zu Recht führt das Berufungsgericht aus, es sei schon 
deutschen Rechtsvorstellungen nicht fremd, eine Partei un­
ter diesen Umständen als ordnungsgemäß geladen anzusehen. 
Seinen Ausdruck findet das in der Vorschrift des § 176 ZPO, 
derzufolge Zustellungen im anhängigen Rechtsstreit an den 
bestellten Prozeßbevollmächtigten erfolgen müssen. Die Zu­
stellung an einen von mehreren Prozeßbevollmächtigten ge­
nügt (Zöller/Stephan aaO § 176 Rdn. 13). Dabei kommt es 
entgegen der Ansicht der Revision nicht darauf an, ob der 
Rechtsanwalt tatsächlich ProzeßVollmacht hatte. Entschei­
dend ist im Hinblick auf den erforderlichen Vertrauens­
schutz für die Gegenseite und auf § 579 Abs. 1 Nr. 4 ZPO 
allein, ob er sich ausdrücklich oder durch schlüssiges Ver­
halten zum Prozeßbevollmächtigten bestellt hat (BGH,
Beschl. v. 23. November 1978 - II ZB 7/78, VersR 1979, 255 
m.w.N.; v. 21. Mai 1986 - VIII ZB 17/86, VersR 1986, 993, 
994; v. 22. Oktober 1986 - VIII ZB 40/86, NJW 1987, 440; 
MünchKomm ZPO/v. Feldmann § 176 Rdn. 4, 8). Eine spätere 
Beendigung des Mandats berührt die Wirksamkeit der Zustel­
lung nicht. Das Interesse der Partei, für die ein nicht be­
vollmächtigter Rechtsanwalt aufgetreten ist, wird durch die 
je nach Lage des Falles bestehenden Möglichkeiten, das Ur­
teil anzufechten oder sich an dem vollmachtlosen Vertreter 
schadlos zu halten, hinreichend gewahrt (BGH, Beschl. v.
23. November 1978 - II ZB 7/78, aaO).
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Darüber hinaus gewährleistet Art. 103 Abs. 1 GG nur 
die - von Staats wegen ungehinderte - Gelegenheit, sich am 
Gerichtsverfahren zu beteiligen. Der Berechtigte kann sie 
durch schuldhaftes Verhalten verwirken oder von der Aus­
übung des Rechts absehen. Es stand allgemein im Machtbe­
reich des Beklagten, sich in dem ihm bekannten Verfahren in 
Kalifornien weiter zu verteidigen. Für ihre eigene ord­
nungsmäßige Vertretung in einem ihr bekannten Gerichtsver­
fahren hat in erster Linie jede Partei selbst nach besten 
Kräften zu sorgen (BGH, Urt. v. 19. September 1977 
- VIII ZR 120/75, aaO; Zöller/Geimer aaO § 328 Rdn. 156 f). 
Durch Flucht konnte sich der Beklagte dieser Obliegenheit 
nicht wirksam entziehen. Er hat auch nicht dargetan, daß er 
die spätere Zurückhaltung des Rechtsanwalts in dem
Prozeß sowie das Auftreten des Rechtsanwalts GMMB für ihn 
nicht hätte verhindern können. Dann erscheint aus rechts­
staatlicher Sicht das Ergebnis nicht unerträglich, daß der 
Superior Court später allein Rechtsanwalt GflBM als berech­
tigten Vertreter des Beklagten behandelt hat. Gegen das 
verfassungsrechtliche Gebot einer fairen Verfahrensgestal­
tung hat das Gericht hierdurch nicht in erheblicher Weise 
verstoßen.

Nach alledem liegt in dem Unterlassen der Ladung des 
Beklagten und des Rechtsanwalts kein Verstoß gegen
den verfahrensrechtlichen ordre public. Es kann deshalb da­
hingestellt bleiben, ob die weiteren Feststellungen des Be­
rufungsgerichts, denen zufolge die Beauftragung von Rechts­
anwalt sogar dem tatsächlichen Willen des Beklagten



entsprach und auch eine Ladung des Rechtsanwalts 
am Prozeßergebnis nichts geändert hätte, den dagegen ge­
richteten Angriffen der Revision standhalten.

4. Die Ausführungen, mit denen das Berufungsgericht 
einen Verstoß gegen den prozessualen ordre public ange­
sichts der übrigen Umstände des Verfahrens vor dem Superior 
Court verneint hat, sind ebenfalls frei von Rechtsfehlem.

a) Insbesondere geht das Berufungsgericht zutreffend 
davon aus, allein die Tatsache, daß dem Urteil des Superior
Court eine Ladung des Beklagten zur "pre-trial discovery"
vorausgegangen sei, stehe einer Vollstreckbarerklärung 
nicht entgegen. Die Durchführung eines solchen Beweis- und 
Beweisermittlungs-Verfahrens zwischen Klageerhebung und 
mündlicher Verhandlung ("trial") unter weitgehender Partei­
herrschaft in den USA begründet für sich noch keinen Ver­
stoß gegen den ordre public im Sinne des § 328 Abs. 1 
Nr, 4 ZPO (ebenso Martiny, Handbuch Rdn. 1109; Schack, IZVR
Rdn. 865; Stürner ZVglRWiss Bd. 81, 159, 200; Stiefel/Stür-
ner VersR 1987, 829, 830 f; Heidenberger RIW 1990, 804,
807; Zekoll, US-Amerikanisches Produkthaftpflichtrecht vor 
deutschen Gerichten - nachfolgend Produkthaftpflichtrecht - 
S. 137 ff, 148 f und RIW 1990, 302, 305; v. Westphalen 
PHI 1988, 18, 20; Veltins DB 1987, 2396, 2398; MünchKomm 
ZPO/Gottwald § 328 Rdn. 91; Gottwald ZZP 103, 257, 283; 
Hoechst, Die US-amerikanische Produzentenhaftung - nachfol­
gend Produzentenhaftung - S. 121; wohl auch Schütze in 
Festschrift für Stiefel - nachfolgend FS Stiefel -, 697,
703 ff; a.A. Schütze WM 1986, 633, 636 und wohl auch in 
Festschrift für Nagel - nachfolgend FS Nagel - 392, 401;



vgl. ferner LG Berlin RIW 1989, 988, 990 und Greger 
zrp 1988, 164, 166). Die bloße Möglichkeit, daß hierbei un­
ter anderem eine nach deutschem Prozeßrecht unzulässige 
Ausforschung erreicht wird, erfüllt die Voraussetzungen des 
§ 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO nicht. Insoweit gilt ebenfalls das 
Gebot (oben 3 b und BGHZ 48, 327, 333; BGH, urt. v.
19. September 1977 - VIII ZR 120/75, aaO; MünchKomm 
ZPO/Gottwald § 328 Rdn. 85 f; Zöller/Geimer aaO § 328 
Rdn. 155), über die - sogar zwingenden - Einzelregelungen 
des deutschen positiven Rechts hinaus auf die Grundwerte 
abzustellen, die hierdurch geschützt werden sollen. Dabei 
sind nicht nur die deutschen Prozeßrechtsgrundsätze zu be­
achten (a.M. Schütze, Deutsch-amerikanische Urteilsanerken­
nung - nachfolgend Urteilsanerkennung - S. 169), sondern 
ist die Gesamtrechtsordnung zu berücksichtigen, einschließ­
lich deutscher materiellrechtlicher Auskunftspflichten, die 
mit vergleichbarer Wirkung an die Stelle ausländischer Ver­
fahrensregeln treten können (vgl. Schlosser IPRax 1987,
153, 154; Paulus ZZP 104, 397, 402 ff; Schack IZVR 
Rdn. 740) . Entscheidend ist sodann, ob das konkrete Ergeb­
nis der Anwendung des ausländischen Rechts einschließlich 
damit möglicherweise verbundener völkerrechtswidriger Ein­
griffe in die Hoheitsrechte des AnerkennungsStaates (Schack 
aaö Rdn. 865; Stiefel/Stürner aaO) mit den so ermittelten 
wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts und dem Wert 
der gerichtlichen Wahrheitsfindung an sich offensichtlich 
unvereinbar ist.

Dafür ist hier nichts dargetan. Im Gegenteil erstreckt 
sich nach den unangefochtenen Feststellungen des Berufungs­
gerichts die vom Superior Court an das Ausbleiben des Be-



klagten im "pre-trial discovery”-Verfahren geknüpfte Säum­
nisfolge nur auf die Tatsachen zum Anspruchsgrund, die 
schon durch das amerikanische Strafverfahren gegen den Be­
klagten aufgedeckt waren und die er bis heute nicht be­
streitet. Deshalb ist es aus Rechtsgründen nicht zu bean­
standen, daß das Berufungsgericht angenommen hat, das Ur­
teil des Superior Court beruhe im Ergebnis nicht auf dem 
"pre-trial discoveryM-'Verfahren.

b) Entgegen einer teilweise vertretenen Ansicht 
(schütze WM 1979, 1174, 1176) bestehen auch keine allgemei 
nen Bedenken gegen die Anerkennung US-amerikanischer Zivil 
urteile deswegen, weil diese grundsätzlich keine Kostener­
stattung zugunsten der obsiegenden Partei vorsehen (Je- 
staedt RIW 1986, 95 f). Für einen ausländischen Beklagten 
ist es sogar unter Berücksichtigung der ihn in jedem Falle 
treffenden, beträchtlichen Kostenlast nicht unzumutbar, 
sich auf ein solches Verfahren einzulassen.

Aus deutscher Sicht folgt die Verteilung der Kosten­
last für streitige Verfahren je nach dem Verfahrensausgang 
aus dem Veranlassungsprinzip (BGHZ 60, 337, 343; Rosen- 
berg/Schwab, Zivilprozeßrecht 14. Aufl. § 87 V 5, s. 500; 
Becker-Eberhard, Grundlagen der Kostenerstattung bei der 
Verfolgung zivilrechtlicher Ansprüche S. 25 ff; Hommels­
heim, Kostentragung und -ausgleichung im amerikanischen Zi 
vilprozeß, Diss. Bonn 1990 S. 65 f). Es erscheint als ein 
Gebot der Billigkeit, nicht stets den jeweiligen Antrag­
steller als Veranlasser anzusehen, sondern denjenigen, der 
durch unberechtigtes Verhalten Anlaß zum Einschreiten der 
Gerichte geboten hat. Davon gibt es - vor allem aus sozia-



len Gründen - Ausnahmen (§ 12 a Abs. l Satz X ArbGG, S 193 
Abs. 1 SGG). Im übrigen entspricht es vor allem der Zweck­
mäßigkeit, die Berechtigung der vorprozessualen Standpunkte 
der Parteien im wesentlichen schematisch am Prozeßausgang 
zu messen, ln Einzelfällen, etwa nach § 91 a ZPO, kann das 
Ergebnis der prozessualen Kostenentscheidung, wenn es dem 
materiellen Recht widerspricht, durch eine hierauf zu stüt­
zende Klage berichtigt werden.

Demgegenüber wird der Ausschluß der Kostenerstattung 
gemäß der "American rule of costs" vor allem mit der Not­
wendigkeit begründet, den Zugang zu den Gerichten durch ein 
verringertes Kostenrisiko zu erleichtern (The American Law 
Institute, Enterprise Responsibility for Personal Injury 
Vol, II S. 274 f; Hommelsheim aaO S. 81 f, 155 f). Hier­
durch wird teilweise zugleich die weitgehend fehlende Pro­
zeßkostenhilfe ersetzt (Hommelsheim aaO S. 94 f; Großfeld 
Rabelsz 1975, 5, 25). Zudem wird der Prozeßausgang als ein 
nicht hinreichend zuverlässiger Maßstab für die Berechti­
gung der vorprozessualen Standpunkte der Parteien angesehen 
(The American Law Institute aaO S. 274; Fleming, The Ameri­
can Tort Process S. 193, jeweils m.w.N.; Hommelsheim aaO 
S. 67 ff).

Danach bestimmen vor allem wertende und rechtspoliti­
sche Gesichtspunkte die unterschiedlichen Kostenregelungen. 
Aus deutscher Sicht verletzt der regelmäßige Ausschluß der 
Kostenerstattung im US-amerikanischen Zivilprozeß weder 
Grundrechte der Parteien noch grundlegende Gebote der 
Rechtsstaatlichkeit. Er ist hinzunehmen (ebenso MünchKomm 
ZPO/Gottwald § 328 Rdn. 21 a.E.; Zekoll 37 AmJCompL 301,



322 f; vgl. auch Martiny, Handbuch Rdn. 1111). Fällen be­
wußten Mißbrauchs (dazu Stiefel/Sturner aaO S. 831) ist mit 
den dafür allgemein vorgesehenen Mitteln zu begegnen, so­
weit der Titel, der im Inland für vollstreckbar erklärt 
werden soll, darauf beruht.

Zudem beschwert gerade das Ergebnis dieser Anwendung 
der "American rule of costs" im vorliegenden Falle nicht 
den Beklagten.

5. Von der Verbürgung der Gegenseitigkeit (§ 328 
Abs. 1 Nr. 5 ZPO) im Verhältnis zu Kalifornien nach gelten­
dem Recht gehen die Parteien zutreffend selbst aus (vgl. 
dazu Schütze, Urteilsanerkennung S. 43 f und JR 1986,
177 ff, 235; Geimer/Schütze aaO Bd. I 2 S 246 S. 1917 f; 
Martiny, Handbuch Rdn. 1534; Hoechst, Produzentenhaftung 
S. 123; Brenscheidt RIW/AWD 1976, 554, 556, 558 jeweils 
m.w.N.).

IV.

Soweit das Berufungsgericht die Höhe des dem Kläger im 
Urteil des Superior Court zuerkannten Ersatzes für selbst 
erlittene materielle und immaterielle Schäden gemäß §§ 723 
Abs. 2 Satz 2, 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO an den Erfordernissen 
des materiellen ordre public gemessen hat, lassen seine 
Ausführungen Rechtsfehler zum Nachteil des Beklagten nicht 
erkennen.
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1. Als Haftungsgrundlage nimmt der Superior Court ei­
nen Fall von "battery" an, also eine nicht - rechtswirk­
sam - erlaubte absichtliche körperliche Berührung (zum Be­
griff vgl. Prosser, Handbook of die Law of Torts 2nd ed.
S. 30 ff; Kionka, Torts in a Nutshell S. 152 f). Dem ent­
spräche nach deutschem Recht eine Verletzung des Körpers 
und/oder des Persönlichkeitsrechts (§ 823 Abs. 1 BGB).

2. Anhaltspunkte dafür, daß die nach amerikanischem 
Recht erfolgte Verurteilung des Beklagten zur Zahlung tat­
sächlich angefallener HeilaufWendungen in Höhe von US-Dol­
lar 260 gegen den ordre public verstoßen könnte, werden von 
der Revision nicht aufgezeigt und sind auch sonst nicht er­
sichtlich.

3. Das Berufungsgericht hat ferner insoweit eine Ver­
letzung des materiellen ordre public verneint, als der Su­
perior Court dem Kläger für eine zu erwartende psychologi­
sche Behandlung US-Dollar 100.000 und für aus diesem Anlaß 
zu erwartende Unterbringungskosten US-Dollar 50.000 unab­
hängig davon zugesprochen hat, ob er sich tatsächlich für 
die Durchführung einer Heilbehandlung entscheidet. Es hat 
festgestellt, daß der Superior Court nach Anhörung eines 
Sachverständigen eine solche Behandlung sowie die berechne­
ten Kosten für objektiv nötig hielt, und als entscheidend 
angesehen, daß auch der deutschen Rechtsordnung in Ausnah­
mefällen die Ersatzfähigkeit "fiktiver" Reparaturkosten 
nicht fremd sei.
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Dieses Ergebnis ist aus Rechtsgründen nicht zu bean­
standen. Der Revision ist zwar zuzugeben, daß im deutschen 
Schadensersatzrecht dem Geschädigten bei Personenschäden 
- anders als bei Sachschäden (BGHZ 66, 239, 241 ff) - keine 
Dispositionsbefugnis darüber eingeräumt ist, ob er den zur 
Herstellung erforderlichen Geldbetrag tatsächlich zur Scha­
densbeseitigung verwenden will, und er deshalb keine "fik­
tiven" Behandlungskosten ersetzt verlangen kann (BGHZ 97, 
14, 18 ff). Allein dies hindert jedoch die Anerkennung des 
Urteils des Superior Court nicht.

a) Die insoweit nach deutschem Recht maßgeblichen 
§§ 249 ff BGB gelten hier weder über Art. 5 noch über 
Art. 38 EGBGB,

aa) Gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB geht zwar bei 
Doppelstaatern die deutsche Staatsangehörigkeit auch dann 
vor, wenn die sonstigen Anknüpfungstatsachen auf Auslands­
recht verweisen. Diese Vorschrift regelt jedoch allein das 
für den deutschen Richter maßgebliche materielle interna­
tionale Privatrecht, für das sie eine klare und einfache 
Anknüpfungsnorm schaffen soll. Hingegen kann nach der amt­
lichen Begründung der Bundesregierung (BR-Drucks. 222/83 
= BT-Drucks. 10/504, jeweils S. 40 f) die mehrfache Staats­
angehörigkeit "im internationalen Verfahrensrecht ... zu 
anderen, teilweise erheblich abweichenden Folgen führen."
Im Rahmen der §§ 328, 722 f ZPO gilt deshalb Art. 5 Abs. 1 
Satz 2 egbgb nicht (ebenso Palandt/Heldrich, BGB 51. Aufl. 
Art. 5 EGBGB Rdn. 5; Basedow NJW 1986, 2971, 2974; vgl. 
auch MünchKommBGB/Sonnenberger 2. Aufl. Art. 5 EGBGB 
Rdn. 12) .
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bb) Art. 38 EGBGB, demzufolge gegen einen Deutschen 
aus einer im Ausland begangenen unerlaubten Handlung keine 
weitergehenden Ansprüche geltend gemacht werden können als 
nach den deutschen Gesetzen, schließt die Vollstreckbarer­
klärung ebenfalls nicht aus. Für den Geltungsbereich des 
Art. 27 Nr. 1 EGÜbk hat der Bundesgerichtshof (BGHZ 88, 17, 
24 mit zustimmender Anm. Kropholler JZ 1983, 905, 906) be­
reits entschieden, Art. 12 EGBGB a.F. - dem die Neuregelung 
des Art. 38 n.F. entspricht - könne nicht so verstanden 
werden, daß jede ausländische Verurteilung eines deutschen 
Schädigers, die dem ebenfalls deutschen Geschädigten wei­
tergehende Ansprüche zuspricht als nach den deutschen Ge­
setzen begründet werden, gegen den deutschen ordre public 
verstoße und deshalb nicht anerkannt werden dürfe. Dem 
folgt der erkennende Senat auch für die Vollstreckbarerklä- 
rung ausländischer Urteile gemäß §§ 722, 723 ZPO. Sachliche 
Unterschiede bestehen insoweit nicht. Außerhalb des Gel­
tungsbereichs des Art. 5 Nr. 3 EGÜbk steht dem Geschädigten 
ebenfalls eine Klage im ausländischen deliktischen Ge­
richtsstand frei (§ 328 Abs. 1 Nr. 1 ZPO; dazu oben III 1). 
Nicht nur gemäß Art. 29 EGÜbk, sondern allgemein nach § 723 
Abs. 1 ZPO ist für die Vollstreckbarerklärung ausländischer 
Urteile festgelegt, daß sie nicht auf ihre Gesetzmäßigkeit 
zu überprüfen sind.

Gegen eine zwingende und uneingeschränkte Anwendung 
des Art. 38 EGBGB im Rahmen des § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO 
spricht, daß die letztgenannte Vorschrift in der Neufassung 
des Gesetzes zur Neuregelung des Internationalen Privat­
rechts vom 25. Juli 1986 (BGBl I 1142, 1151) eine eigen­
ständige, abschließende Sonderregelung darüber enthält, was



zur Versagung der Anerkennung aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung führt. Zweck der Neufassung war es, die Vorschrift 
an Art. 27 Nr. 1 EGÜbk anzugleichen sowie sie in Einklang 
mit der neuen kollisionsrechtlichen ordre public-Klausel in 
Art. 6 EGBGB zu bringen (amtliche Begründung aaO S. 87 ff). 
Die Loslösung der Urteilsanerkennung von der materiellen 
Kollisionsregel wird durch die gleichzeitige Abänderung des 
§ 328 Abs. 1 Nr. 3 ZPO a.F. bestätigt, der die Beachtung 
bestimmter familienrechtlicher Normen des deutschen Inter­
nationalen Privatrechts zur AnerkennungsvorausSetzung erho­
ben hatte. Sie wurde gestrichen, "weil sie eine Abweichung 
von der grundsätzlich ausgeschlossenen sachlichen Nachprü­
fung der fremden Entscheidung bedeutet und das Kollisions­
recht bei der Anerkennung fremder Entscheidungen zu sehr in 
den Vordergrund" gestellt habe (amtliche Begründung aaO 
S. 88). Aus gleichartigen Gründen ist es regelmäßig hinzu­
nehmen, wenn der - international zuständige - ausländische 
Richter aufgrund des für ihn allgemein geltenden Kolli- 
sions- und sonstigen materiellen Rechts entscheidet, ohne 
eine mögliche Besserstellung deutscher Schädiger durch das 
deutsche Kollisionsrecht zu beachten (ebenso Martiny, Hand­
buch Rdn. 1014 a.E., 1045 f und 35 AmJCompL 721, 746; Pa- 
landt/Heldrich aaO Art. 38 EGBGB Rdn. 28 a.E.; Soergel/Lü- 
deritz, BGB 11. Aufl. Art. 12 Rdn. 67; Zekoll, Produkthaft­
pflichtrecht S. 29 ff, 159 f und RIW 1990, 302, 303; Zöl- 
ler/Geimer aaO § 328 Rdn. 169; von Bar, Internationales 
Privatrecht 1. Band Rdn. 638; Linke, Internationales Zivil­
prozeßrecht Rdn. 422; Stiefel/Stürner aaO S. 837; LG Berlin 
RIW 1989, 988, 989; a.A. MünchKomm BGB/Kreuzer aaO 
Art, 38 EGBGB Rdn. 318; Schütze, FS Nagel S. 400; Schack, 
IZVR Rdn. 869 und VersR 1984, 422, 423 f; wohl auch v.



Westphalen PHI 1988, 18, 21). Die Spezialität des 
Art. 38 EGBGB allein im Verhältnis zu Art. 6 EGBGB berührt 
demgegenüber die Sonderstellung des selbständigen anerken­
nungsrechtlichen ordre public-Vorbehalts nicht. Der ordre 
public ist teilbar, je nachdem, ob der deutsche Richter 
selbst ausländisches Recht anzuwenden oder es als Ergebnis 
ausländischer Rechtsanwendung hinzunehmen hat (a.M. Schüt­
ze, Urteilsanerkennung S. 170).

Sachlich bedarf es nicht einer so starren Festlegung 
wie der des Art. 38 EGBGB, um im Anerkennungsverfahren die 
deutsche öffentliche Ordnung vor unerträglichen Auswirkun­
gen ausländischer Urteile zuverlässig zu schützen. § 328 
Abs. 1 Nr. 4 ZPO ermöglicht dies in einer Weise, die den 
Besonderheiten des AnerkennungsVerfahrens besser gerecht 
wird. Das gilt insbesondere für Fälle wie den vorliegenden, 
in denen beide Parteien mindestens auch Angehörige des Ur­
teilsstaates sind und dessen Gericht die zusätzliche deut­
sche Staatsangehörigkeit des Beklagten nicht immer kennt. 
Zudem können nach der verfahrensrechtlichen Vorbehaltsklau­
sel die Auswirkungen des Umstands angemessen berücksichtigt 
werden, daß nicht nur der Tatort, sondern auch der Wohnsitz 
beider Parteien im Zeitpunkt der Klageerhebung im Ausland 
lag. Andererseits ermöglicht § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO es hin­
reichend, auf das - in Art. 38 EGBGB zum Ausdruck gebrach­
te - Erfordernis einzugehen, daß die Haftpflicht im Inland 
gemeinverträglich sowie berechenbar bleiben muß. Ein Anreiz 
für den Geschädigten, vorzugsweise im ausländischen Ge­
richtsstand zu klagen, kann damit ebenfalls verringert wer­
den (vgl. auch von Bar aaO Rdn. 409 f).



b) § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO hindert die Urteilsanerken- 
nung wegen des hier fraglichen Schadensersatzanspruchs 
nicht. Mit dem materiellen ordre public ist ein ausländi­
sches Urteil nicht schon dann unvereinbar, wenn der deut­
sche Richter, hätte er den Prozeß entschieden, aufgrund 
zwingenden deutschen Rechts zu einem anderen Ergebnis ge­
kommen wäre als das ausländische Gericht (vgl. Zöller/Gei- 
mer aaO § 328 Rdn. 152 m.w.N.). Maßgebend ist vielmehr, ob 
das Ergebnis der Anwendung des ausländischen Rechts zu den 
Grundgedanken der deutschen Regelungen und der in ihnen 
enthaltenen Gerechtigkeitsvorstellungen in so starkem Wi­
derspruch steht, daß es nach inländischen Vorstellungen un­
tragbar erscheint (sogen, ordre public international 
- BGHZ 50, 370, 375 f; 75, 32, 43; BGH, Urt. v. 21. Janu­
ar 1991 - II ZR 50/90, NJW 1991, 1418, 1420). Dementspre­
chend verstößt es ebensowenig gegen die deutsche öffentli­
che Ordnung im Sinne von Art. 27 Nr. 1 EGÜbk, wenn das aus­
ländische Recht die Haftung des Kraftfahrzeughalters neben 
der des Fahrers über die deutschen Höchstgrenzen hinaus und 
auch auf Schmerzensgeld ausdehnt (BGHZ 88, 17, 25 f), wie 
wenn es bei feststehender Schadensersatzpflicht eine pau­
schale Schätzung ihrer Höhe gestattet (BGHZ 75, 167,
171 f).

Im Rahmen von § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO nimmt die deut­
sche Rechtsordnung es hin, wenn der Verletzte Heilungsko­
sten ersetzt verlangen kann, ohne daß er gegenwärtig die 
bestimmte Absicht hat, sich der Heilbehandlung zu unterzie­
hen. Die abweichende Regelung des deutschen Rechts, das für 
Personenschäden keine Dispositionsfreiheit kennt, beruht 
vor allem darauf, daß ein Ersatz für nicht zu behandelnde



und damit letztlich hingenommene körperliche oder geistig­
seelische Schäden in Wahrheit eine Entschädigung für die 
fortdauernde Gesundheitsbeeinträchtigung unter Umgehung von 
§ 253 BGB darstellen würde (BGHZ 97, 14, 19). Für einen 
Verstoß gegen die öffentliche Ordnung ist es jedoch uner­
heblich, ob das ausländische und das inländische Gesetz auf 
widerstreitenden Prinzipien beruhen; allein entscheidend 
ist, ob das konkrete Ergebnis der Anwendung des ausländi­
schen Rechts zu mißbilligen ist (BGHZ 39, 173, 177 m.N.).

Daran gemessen, hat hier der Superior Court dem Kläger 
den Ersatz von Heilungskosten zugesprochen, die auch nach 
deutschem Recht unter gleichen Voraussetzungen erstattungs­
fähig sein könnten. Die Haftung des Beklagten dafür ist im 
Ergebnis nicht als grob ungerecht zu mißbilligen. Der Grund 
für die frühzeitige Zuerkennung von Heilungskosten liegt 
darin, daß nach US-amerikanischem Recht der gesamte mögli­
che Ersatz für jeden Schadensfall in einer einheitlichen 
Summe ("lump sum") in einem einzigen Prozeß abschließend 
zuerkannt werden muß (Fleming aaO S. 231; Kionka aaO 
S. 354). Wenn das kalifornische Recht hierzu dem Geschädig­
ten die Dispositionsfreiheit nicht nur bezüglich der Inte­
grität seiner Sachen, sondern auch seines Körpers sowie 
seiner geistig-seelischen Gesundheit einräumt, wird dadurch 
keine schutzwürdige Position des Schädigers beeinträchtigt: 
Für ihn hängt es auch nach deutschem Recht allein vom frei­
en Willen seines Opfers ab, ob die Heilungskosten zu er­
statten sind oder nicht. Die deutsche Rechtsordnung insge­
samt endlich wird durch die andersartige ausländische Form
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der Schadensabwicklung nicht unerträglich gestört, zumal 
eine wesentliche Haftungserweiterung im Inland hierdurch
kaum zu besorgen ist.

4. Gegen die Zuerkennung von Schmerzensgeld (damages 
for anxiety, pain and suffering) aufgrund des ausgeurteil­
ten Sachverhalts sind dem Grunde nach keine selbständigen 
Rügen erhoben.

5. Endlich hindert es die Anerkennung nicht, daß der 
Kläger nach dem Urteil des Superior Court 40 % aller einge­
henden Gelder als Erfolgshonorar an seinen Rechtsanwalt ab­
zuführen hat.

Zwar wäre nach deutschem Rechtsverständnis eine ent­
sprechende Vereinbarung mit einem deutschen Rechtsanwalt in 
der Regel gemäß § 138 Abs. 1 BGB nichtig (vgl. BGHZ 34, 64, 
70 ff; Senatsurt. v. 31. Oktober 1991 - IX ZR 303/90,
WM 1992, 279, 281 m.w.N.). Dieser Grundsatz ist jedoch für 
deutsche Gerechtigkeitsvorstellungen nicht so wesentlich, 
daß er in jedem Falle weltweit unbedingte Geltung bean­
sprucht. Der Bundesgerichtshof hat für Vergütungsvereinba­
rungen zwischen Deutschen und ausländischen Rechtsanwälten 
nach ausländischem Recht, die aufgrund deutschen materiel­
len internationalen Privatrechts auf ihre Vereinbarkeit mit 
Art. 30 EGBGB a.F. zu überprüfen waren, entschieden, daß 
eine Erfolgshonorarvereinbarung nicht am ordre public 
scheitern muß (BGHZ 22, 162, 166; 44, 183, 190 f). Anders 
als im Falle BGHZ 51, 290, 293 ff, in dem einem ausländi­
schen Rechtsanwalt - gemäß § 183 Abs. 1 BEG - die Befugnis­
se eines inländischen Rechtsanwalts zugebilligt worden wa-



ren, liegt dem Erfolgshonorar hier eine im Ausland ge­
schlossene Vereinbarung einer ausländischen Partei mit ih­
rem ausländischen Rechtsanwalt für die Führung eines Pro­
zesses im Ausland zugrunde. Wenn das ausländische Gericht 
nach dem von ihm anzuwendenden Recht eine solche Absprache 
durchsetzt, berührt das die deutsche öffentliche Ordnung 
nicht in unerträglicher Weise. Die Vertragsbeziehungen wa­
ren vollständig im Ausland abzuwickeln. Es steht grundsätz­
lich jeder Rechtsordnung frei, welche Standesrechtlichen 
Beschränkungen sie ihrer eigenen Rechtsanwaltschaft aufer­
legt (vgl. Martiny Handbuch Rdn. 1111).

Der jeweilige Beklagte des Schadensersatzprozesses 
kann dadurch nur insoweit betroffen werden, als das Er­
folgshonorar mittelbar zugleich die Bemessung des zuerkann­
ten Schadensersatzes mitbeeinflußt (ebenso Zekoll, Produkt­
haftpflichtrecht S. 118 f). Das ist hier weder festgestellt 
noch ausgeschlossen, sogar wenn der dem Kläger zugesproche­
ne Schadensersatz zum Ausgleich tatsächlich erlittener 
Schäden (compensatory damages) mit Rücksicht auf die ihn 
treffende Kostenlast großzügig geschätzt worden sein soll­
te, wäre das allein aus deutscher Sicht noch kein unerträg­
liches Ergebnis. Denn wäre er in Deutschland auf Schadens­
ersatz verklagt worden, so hätte der Beklagte den Kläger 
gemäß § 91 ZPO ebenfalls von Prozeßkosten freisteilen müs­
sen. Im Rahmen des inländischen ordre public ist es nicht 
zu beanstanden, wenn der Geschädigte neben einem vollen 
Ausgleich für erlittene Beeinträchtigungen eine Freistel­
lung von den Prozeßkosten erlangt. Auf die Frage, wie diese 
Kosten im einzelnen errechnet worden sind, kommt es inso­
weit nicht entscheidend an.



Die Höhe der dem Anwalt vorliegend zugebilligten Er­
folgsquote hindert ebenfalls nicht die Anerkennung. Der Su­
perior Court hat sie ausdrücklich mit der Komplexität und 
Schwierigkeit der RechtsVerfolgung begründet. Soweit in 
BGHZ 44, 183, 190 f der vereinbarte Anteil am Erstrittenen 
im Hinblick auf Art. 30 EGBGB a.F. herabgesetzt wurde, kann 
daraus zur Konkretisierung dessen, was unter Beachtung des 
ordre public im Sinne des § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO hinzuneh­
men ist, für einen Fall mit dem hier fraglichen Auslandsbe­
zug nichts hergeleitet werden (a.A. Stiefel/Stürner aaO 
S, 842). Die Höhe des zuerkannten Erfolgshonorars ent­
spricht dem nach amerikanischen Verhältnissen Üblichen 
(vgl. Lange/Black, aaO Rdn. 117; Fleming aaO S. 199; Stie­
fel/Stürner aaO S. 831 m.w.N.; Kölnische Rück/Zeller, Zur 
Produkthaftpflicht aus Exporten nach USA und ihrer Versi­
cherung Rdn. 51; v. Westphalen RIW/AWD 1981, 141, 147; Völz 
VersR 1987, 229, 235 f; Sabella VersR 1990, 1186, 1191), 
wobei zu berücksichtigen ist, daß bei dieser Art der Ver­
einbarung der amerikanische Rechtsanwalt die Kosten der 
Rechtsverfolgung vorschießen muß und das Risiko des recht­
lichen wie wirtschaftlichen Mißerfolgs trägt (vgl. Zekoll, 
Produkthaftpflichtrecht S. 121 f). Im Verhältnis zwischen 
dem Kläger und seinem Rechtsanwalt ist die Quote im Urteil, 
dessen Anerkennung verlangt wird, verbindlich festgelegt, 
ohne daß daran in dem hier - allein im Streit befindli­
chen - Verhältnis zum Beklagten etwas zu ändern wäre. Zu 
seinen Gunsten könnte das Anerkennungshindernis nach § 328 
Abs. 1 Nr. 4 ZPO allenfalls eingreifen, wenn er als "com­
pensatory damages" insgesamt einen Betrag zu zahlen hätte, 
der weit über das hinaus ging, was zum Ausgleich der vom 
Kläger tatsächlich erlittenen Schäden einschließlich eines



angemessenen Kostenanteils erforderlich war. Hierfür ist um 
so weniger ersichtlich, als die Rechtsanwälte des Klägers 
jahrelang einen Prozeß mit hohem Streitwert und schwierigen 
Auslandsbeziehungen geführt haben, ohne bisher - soweit 
dargetan - irgendein Honorar empfangen zu haben.

V.

Erfolg hat die Revision, soweit im Urteil des Superior 
Court zugunsten des Klägers ein Anspruch auf "exemplary and 
punitive damages" in Höhe von US-Dollar 400.000 tituliert 
ist. Hierzu hat das Berufungsgericht die Auffassung vertre­
ten, eine Vollstreckbarerklärung könne - nur - in dem Um­
fang stattfinden, in dem durch diese Summe Anwaltskosten 
abgedeckt seien, deren Höhe jedoch ebenfalls einer ordre 
public-Kontrolle unterzogen werden müsse. Dies führe dazu, 
daß nicht die im Urteil des Superior Court ausgewiesene Hö­
he von 40 % der jeweiligen Urteilssumme, sondern lediglich 
eine solche von 25 % anerkannt werden könne. Demnach ergebe 
sich ein für vollstreckbar zu erklärender Teil der "punitive 
damages" in Höhe von US-Dollar 55.065.

Diese Ausführungen halten den Angriffen der Revision 
des Beklagten nicht stand. Ein ausländisches Urteil auf 
StrafSchadensersatz von nicht unerheblicher Höhe, der über 
den Ausgleich erlittener materieller und immaterieller 
Schäden hinaus pauschal zuerkannt wird, kann insoweit in 
Deutschland regelmäßig insgesamt nicht für vollstreckbar 
erklärt werden.



1. "Punitive or exemplary damages" werden nach dem 
Recht der meisten Einzelstaaten der USA - einschließlich 
Kaliforniens - als weiterer Geldbetrag zum rein ausglei­
chenden Schadensersatz zuerkannt, wenn dem Täter als er­
schwerender Umstand zu einem allgemeinen Haftungstatbestand 
ein absichtliches, bösartiges oder rücksichtsloses Fehlver­
halten zur Last fällt (Prosser aaO s. 9 f m.N.; Ed.note, in 
70 Harvard Law Review S. 517; Kionka aaO S. 372 f; Stoll, 
Gutachten für den 45. Deutschen Juristentag 1964 Bd. I 
Teil 1 - nachfolgend Gutachten - S. 100; Großfeld, Die Pri­
vatstrafe S. 59 f; Siehr RIW 1991, 705, 706 f; v. Westpha- 
len RIW/AWD 1981, 141, 143). Neuerdings kann schon eine be­
wußt fahrlässige, offenkundige Mißachtung der Sicherungsin­
teressen der Allgemeinheit ausreichen (Hoechst, Produzen­
tenhaftung S. 73; Fleming aaO S. 217 f; Madden, Products 
Liability 2nd ed. S. 317, 319; The American Law Institute 
aaO S. 248; Stiefel/Stürner aaO S. 835). Die Verhängung 
steht regelmäßig im freien Ermessen des Gerichts (Prosser 
aaO s. 11 m.N.; Stoll in International Encyclopedia of Com­
parative Law Vol. XI Part. 2 - nachfolgend Encyclopedia - 
Anm. 8-107 über Fußn. 803 und Gutachten S. 102; Kionka aaO 
s. 372; Großfeld aaO S. 66; Hoechst VersR 1983, 13, 14).
Mit ihr werden bis zu vier Hauptzwecke verfolgt (vgl. Pros­
ser aaO S. 9, 20; Ed.note, in 70 Harvard Law Review 517,
520 ff; Kionka aaO S. 371 i. V. m. S. 364 f; Stoll, Ency­
clopedia Anm. 8-109 und Gutachten S. 101 ff, 113 ff; Ze- 
koll, Produkthaftpflichtrecht S. 68, 152; Stiefel/Stürner 
aaO S. 836; v. Westphalen RIW/AWD 1981, 141, 143 f, 146 f; 
Völz aaO S. 231 f): Der Täter soll für sein rohes Verhalten 
bestraft werden, auch damit mögliche Racheakte des Opfers 
selbst überflüssig werden. Täter und Allgemeinheit sollen



präventiv von künftigem sozialschädlichem Verhalten abge­
schreckt werden, soweit das bloße Risiko der Kompensations- 
pflicht keine ausreichende VerhaltensSteuerung gewährlei­
stet. Der Geschädigte soll für die auf seinem Einsatz beru­
hende Rechtsdurchsetzung - zur Stärkung der Rechtsordnung 
im allgemeinen - belohnt werden. Schließlich soll das Opfer 
eine Ergänzung zu einer als unzureichend empfundenen Scha­
densbeseitigung erhalten, wobei sich unter anderem eine 
fehlende soziale Absicherung auswirken kann (vgl. Zekoll, 
Produkthaftpflichtrecht S. 40, 158; Sabella aaO S. 1187 f); 
auf diese Weise kommt auch ein Ausgleich für die nicht 
selbständig erstattungsfähigen außergerichtlichen Kosten 
des Klägers (oben III 4 b) in Betracht.

Die Höhe der zuerkannten Beträge richtet sich nach dem 
Ermessen des Gerichts, das üblicherweise den Charakter der 
Verletzungshandlung, Art und Ausmaß der Beeinträchtigung 
für den Kläger (Großfeld aaO S. 63; Stiefel/Stürner aaO 
S. 835), aber auch die Vermögensverhältnisse des Schädigers 
berücksichtigt (Prosser aaO S. 11 f; Ed.note in 70 Harvard 
Law Review 517, 528, jeweils m.w.N.; Kionka aaO S. 374; The 
American Law Institute aaO S. 253; Zekoll, Produkthaft­
pflichtrecht S. 68). Teilweise wird ein Vielfaches der aus­
zugleichenden sonstigen Schäden festgesetzt (Hoechst, Pro­
duzentenhaftung s. 73 f und versR 1983, 13, 14; so auch im 
Ausgangsfall bei Drolshammer/Schärer SJZ 1986, 309, 310). 
zuweilen werden zugesprochene Schmerzensgeldbeträge (dama­
ges for pain and suffering) und Strafschadensersatz - an­
ders als im vorliegenden Palle - nicht getrennt ausgewie­
sen, so daß eine einheitliche Summe zur Abgeltung anderer 
als materieller Schäden zugleich einen Schmerzensgeldanteil



enthält (Großfeld aaO S. 62; Hoechst VersR 1983, 13, 15; 
vgl. aber auch Stoll, Encyclopedia Anm. 8-107 über 
Fußn. 801 und 802). Nicht einmal Verdienstausfallschäden 
werden - bei Jury-Entscheidungen - stets ausgesondert (Hei­
denberger RIW 1990, 804, 807).

Werden mehrere durch eine einzige Handlung geschädigt, 
so kann im allgemeinen jedem Opfer selbständig StrafScha­
densersatz in voller Höhe zuerkannt werden (Fleming aaO 
S. 220 f; The American Law Institute aaO S. 260 f).

2. Auf dieser Grundlage ist das Berufungsgericht zu­
treffend und unangefochten davon ausgegangen, daß es sich 
bei der Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von "puniti­
ve damages" nicht um eine Kriminalstrafe handelt, die der 
Vollstreckbarerklärung gemäß § 722, 723 ZPO von vornherein 
entzogen wäre, sondern daß sie einen zivilrechtlichen Zah­
lungsanspruch zum Gegenstand hat. Hierfür bedarf es keiner 
Entscheidung darüber, ob diese Frage allein nach ausländi­
schem Recht, allein nach deutschem Recht oder im Wege einer 
Doppelqualifikation nach beiden Rechtsordnungen überein­
stimmend zu beantworten ist (vgl. hierzu Martiny, Handbuch 
Rdn. 500 und 35 AmJCompL 721, 730 f; Schütze, Deutsches In­
ternationales Zivilprozeßrecht S. 138 und FS Nagel S. 394; 
Schack, IZVR Rdn. 820, jeweils m.w.N.). Sowohl aus US-ame­
rikanischer wie aus deutscher Sicht ist eine Zivilsache an­
zunehmen .

Nach amerikanischem Rechtsverständnis werden "punitive 
damages" ungeachtet ihrer Bestrafungs- und Abschreckungs­
funktion allgemein dem Zivilrecht zugeordnet (Junker, Dis-
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covery im deutsch-amerikanischen Rechtsverkehr S. 255; 
Kionka aaO S. 373; Großfeld aaO S. 61 f; Stürner/Stadler 
iPrax 1990,157, 158, jeweils m.w.N.). Mit dieser Begründung 
hat der US Supreme Court einen Verstoß des StrafSchadenser­
satzes unter anderem gegen das Verbot der Doppelbestrafung 
ausgeschlossen (vgl. Peterson IPrax 1990, 187 ff; Ebke 
RIW 1990, 145 f).

Aus deutscher Sicht gilt nichts anderes. Danach sind 
Urteile in Zivilsachen (S 13 GVG), also jedenfalls Ent­
scheidungen über das Bestehen oder Nichtbestehen privater 
Rechte und Rechtsverhältnisse gleichgeordneter Parteien 
(vgl. zu dieser Abgrenzung GmS-OGB BGHZ 97, 312, 313 f;
102, 280, 283 f; 108, 284, 286 f; BGH, Urt. v. 28. Febru­
ar 1991 - III ZR 53/90, NJW 1991, 1686, 1687), anerken­
nungsfähig. In diesem Sinne stellen "punitive damages" 
grundsätzlich eine besondere Art des Schadensersatzes zwi­
schen Privatpersonen dar, unabhängig von den rechtspoliti­
schen Erwägungen, aus denen dieser eingeführt worden ist.
Er wird auf Veranlassung eines Einzelnen beigetrieben. Je­
denfalls dann, wenn - wie vorliegend - der StrafSchadenser­
satz an den Geschädigten selbst zu entrichten ist, handelt 
es sich um den Gegenstand einer Zivilsache (OLG München 
NJW 1989, 3102 mit insoweit zustimmender Anm. v. Greger 
S. 3103; zöller/Geimer aaO § 328 Rdn. 77; Linke aaO 
Rdn. 374 a.E.; Zekoll, Produkthaftpflichtrecht S. 151 
und 37 AmJCompL 301, 324 f; Schack, IZPR Rdn. 605, 818 und 
Einführung S. 35; Stiefel/Sturner aaO S. 837; Stürner/Stad­
ler aaO S. 158; Siehr aaO S. 808; v. Westphalen 
RIW/AWD 1981, 141, 143; Böhmer NJW 1990, 3049, 3051; für 
das Schweizer Recht: Zivilgericht Basel in Basler Jur-



Mitt 1991, 31, 32 f; Bezirksgerichtspräsidium von Sargans 
bei Drolshammer/Schärer aaO S. 310 - a.A. Schütze FS Nagel 
S. 397 und WM 1986, 633, 635; Wölki RIW 1985, 530, 533; 
wohl auch Stiefel RIW/AWD 1979, 509, 512; Hollmann 
RIW 1982, 784, 786; für das Schweizer Recht: Stojan, Die 
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Zivilurteile in 
Handelssachen Anm. 4.5.3 in Verbindung mit 4.5.2; Kaufmann- 
Köhler WiuR Jahrgang 35, S. 211, 244 in Verbindung mit 
243). Ob etwas anderes anzunehmen ist, wenn die "punitive 
damages" an den Staat oder eine sonstige Institution flie­
ßen (vgl. hierzu Stiefel/Stürner aaO S. 837; Schubert 
PHI 1988, 38, 39), kann offenbleiben.

3. Die Vollstreckbarerklärung des US-amerikanischen 
Urteils, das die Verpflichtung zur Zahlung von "punitive 
damages" ausspricht, scheitert jedoch regelmäßig am mate­
riellen ordre public gemäß §§ 723 Abs. 2 Satz 2, 328 Abs. 1 
Nr. 4 ZPO (ebenso Zekoll, Produkthaftpflichtrecht 
S. 152 ff; Schack IZVR Rdn. 869; Hoechst, Produzentenhaf­
tung S. 122 und VersR 1983, 13, 16 f; Schütze, Urteilsaner­
kennung S. 163, 169 ff und FS Nagel S. 399 f; Greger 
NJW 1989, 3103, 3104 in Anm.; für das Schweizer Recht: 
Drolshammer/Schärer aaO S. 315 ff - a.A. wohl v. Westphalen 
RIW/AWD 1981, 141, 148 f).

a) Die moderne deutsche Zivilrechtsordnung sieht als 
Rechtsfolge einer unerlaubten Handlung nur den Schadensaus­
gleich {§§ 249 ff BGB), nicht aber eine Bereicherung des 
Geschädigten vor (Motive zu dem Entwürfe eines Bürgerlichen 
Gesetzbuches für das Deutsche Reich Bd. II s. 17 ff). Frü­
here Privatstrafklagen, insbesondere wegen Beleidigung,



sollten ausgeschlossen sein (Bericht der Reichstags-Kommis­
sion über den Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuchs und 
Einführungsgesetzes S. 98). Das gilt unabhängig davon, ob 
der Ersatzanspruch vor dem Zivilgericht oder im Anhangsver­
fahren vor dem Strafgericht (§§ 403 ff StPO) geltend ge­
macht wird. Die Bestrafung und - im Rahmen des Schuldange­
messenen - Abschreckung sind mögliche Ziele der Kriminal­
strafe (§§ 46 f StGB), die als Geldstrafe an den Staat 
fließt, nicht des Zivilrechts.

Auch die Erwägung, dem Opfer als Kläger eine Vergün­
stigung zukommen zu lassen, findet ihre Erklärung in einem 
Verständnis des Privatrechts als Lebensordnung mit general­
präventiver Wirkung (Stürner, Festschrift für Stiefel 
S. 763, 783): Anstelle des Staates tritt der Einzelne als 
"privater Staatsanwalt" auf (The American Law Institute aaO 
S. 238; Junker aaO S. 96). Das ist nach deutscher Rechts­
auffassung mit dem Bestrafungsmonopol des Staates und den 
dafür eingeführten besonderen Verfahrensgarantien unverein­
bar. Zwar läßt das deutsche Recht mit dem Rechtsinstitut 
der Vertragsstrafe (SS 339 ff) in gewissem Umfang Bestra­
fungsfunktionen im Privatrecht zu. Dies setzt jedoch eine 
entsprechende rechtsgeschäftliche Vereinbarung zwischen den 
Parteien voraus und ist deshalb für die Umschreibung der 
deutschen Grundsätze für die Deliktshaftung bedeutungslos.

Die nach US-amerikanischem Verständnis im Interesse 
der Allgemeinheit gerechtfertigte Bestrafungs- und Ab­
schreckungsfunktion der "punitive damages" kann insbesonde­
re nicht mit der Genugtuungsfunktion verglichen werden, die 
nach inländischen Grundsätzen im Bereich der Zumessung von
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Schmerzensgeld nach § 847 BGB und bei Verletzungen des all­
gemeinen Persönlichkeitsrechts zu berücksichtigen ist (vgl. 
dazu Großer Senat für Zivilsachen in BGHZ 18, 149, 154 ff; 
BGHZ 26, 349, 353 ff; 39, 124, 133; BGH, Urt. v. 16. Dezem­
ber 1975 - VI ZR 175/74, JZ 1976, 599, v. 22. Juni 1982 
- VI ZR 247/80, NJW 1982, 2123). Zum einen steht bei der 
Bemessung des Schmerzensgeldes nicht sie, sondern die Rück­
sicht auf Höhe und Maß der Lebensbeeinträchtigung (Grad und 
Dauer der Schmerzen, Leiden und Entstellungen) im Vorder­
grund, während das Rangverhältnis der übrigen Umstände den 
Besonderheiten des Einzelfalles zu entnehmen ist (vgl. BGH, 
Urt. v. 3. November 1959 - VI ZR 193/58, VersR 1960, 252, 
253). Zum anderen begründet die Genugtuungsfunktion keinen 
unmittelbaren Strafcharakter des Schmerzensgeldes (BGHZ 18, 
149, 155), Sie ist vielmehr untrennbar mit der dem Schmer­
zensgeldanspruch zugleich innewohnenden Ausgleichsfunktion 
verknüpft (BGH, Urt. v. 6. Dezember 1960 - VI ZR 73/60, 
VersR 1961, 164 f) und bringt immer eine gewisse, durch den 
Schadensfall hervorgerufene persönliche Beziehung zwischen 
Schädiger und Geschädigtem zum Ausdruck (BGHZ 18, 149,
157). Dies ändert sich auch dann nicht, wenn die Genugtu­
ungsfunktion im Einzelfall in den Vordergrund der Schmer­
zensgeldbemessung tritt, weil angesichts der Unmöglichkeit 
eines Ausgleichs immaterieller Schäden nur eine zeichenhaf­
te Wiedergutmachung stattfinden kann (vgl. hierzu BGHZ 18, 
149, 156 f; BGH, Urt. v. 16. Dezember 1975 - VI ZR 175/74 - 
und v. 22. Juni 1982 - VI ZR 247/80, aaO). Das verkennt 
Kern (AcP 191, 247, 253 ff, 268, 272).
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Für die Bestimmung des nach § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO zu 
beachtenden ordre public kann die Genugtuungsfunktion eines 
Schmerzensgeldanspruchs nach deutschem Recht mithin nur 
herangezogen werden, soweit die "punitive damages" auch im­
materielle Schäden ausgleichen sollen (Stiefel/Stürner aaO 
S. 841; Siehr aaO S. 707; a.A. wohl v. Westphalen 
RIW/AWD 1981, 141, 147 ff). Im Streitfall ist dies aber be­
reits durch gesondertes Zuerkennen einer Entschädigung für 
"pain and suffering" uneingeschränkt geschehen. Für ein 
darüber hinausgehendes Genugtuungsbedürfnis des Klägers ist 
sogar unter voller Berücksichtigung der hohen Bedeutung, 
die nach dessen Darstellung die körperliche Unversehrtheit 
in den USA genießt, nichts ersichtlich.

b) Anders kann es sich möglicherweise verhalten, so­
weit mit der Verhängung von StrafSchadensersatz restliche, 
nicht besonders abgegoltene oder schlecht nachweisbare 
wirtschaftliche Nachteile pauschal ausgeglichen oder vom 
Schädiger durch die unerlaubte Handlung erzielte Gewinne 
abgeschöpft werden sollen (so Zivilgericht Basel in Basler 
JurMitt 1991, 31, 36 f; vgl. auch Assmann BB 1985, 15, 23). 
In diesem Zusammenhang kommt allgemein auch die Abwälzung 
der Prozeßkosten oder anderer nicht selbständig ersatzfähi­
ger Verzugsschäden auf den Beklagten in Betracht (vgl. Mar- 
tiny, Handbuch Rdn, 507).

Jedoch enthalten hier weder das Urteil noch die Ver­
handlungsniederschrift des Superior Court zuverlässige Hin­
weise darauf, daß mit der Zubilligung von "punitive dama­
ges" die Gesamtprozeßkostenlast des Klägers erfaßt werden 
sollte. Der Anteil von 40 %, welcher seinem Rechtsanwalt
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als Vergütung zuerkannt wurde, fällt auf sämtliche tatsäch­
lich entrichteten Schadensersatzbeträge unabhängig von ih­
rer rechtlichen Einordnung an. Die zum Ausgleich für Hei­
lungskosten sowie als Schmerzensgeld (damages for pain and 
suffering) ausgewiesenen Summen sind auch nicht etwa so ge­
nau und knapp kalkuliert, daß sie nicht ihrerseits schon 
einen Kostenanteil umfassen könnten. Die Erwägung des Ge­
richts - vor allem einer Jury einen Kostenausgleich zu 
schaffen, kann in den USA allgemein schon zu erhöhten "com­
pensatory damages" führen (Fleming aaO S. 226; Zekoll, Pro­
dukthaftpflichtrecht S. 153 f; v. Hülsen RIW/AWD 1982, 1,
9) .

Das Berufungsgericht hat nicht etwa in tatsächlicher 
Hinsicht festgestellt, welche Erwägungen den Superior Court 
bei seiner Entscheidung hinsichtlich der "punitive damages" 
im vorliegenden Einzelfalle geleitet haben. Es ist statt 
dessen einem Vorschlag von Stiefel und Stürner (VersR 1987, 
829, 831; vgl. dagegen Schütze FS Nagel S. 397; Böhmer 
NJW 1990, 3049, 3051} gefolgt, die für den Regelfall einem 
auf StrafSchadensersatz lautenden US-amerikanischen Urteil 
eine solche Ausgleichsfunktion unterlegen und es in 
Deutschland begrenzt anerkennen wollen.

c) Eine solche Verallgemeinerung wird aber weder von 
den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts noch 
von den Behauptungen des Klägers getragen.

Erhebungen darüber, wie oft US-amerikanische Gerichte 
mit der Verhängung von StrafSchadensersatz unter anderem 
bezwecken, Kläger von ihrer gesamten Last an außergericht-
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liehen Kosten freizustellen, fehlen (vgl. im Gegenteil Ze- 
koll, Produkthaftpflichtrecht S. 117). In älteren Veröf­
fentlichungen wird ein solcher Beweggrund überhaupt noch 
nicht genannt (vgl. die Nachweise bei Großfeld aaO S. 50,
52 f). Sogar neuere Entscheidungen erwähnen ein derartiges 
Motiv nur ausnahmsweise (vgl. die Zusammenstellung bei 
v. Westphalen RIW/AWD 1981, 141, 144 ff). Im Staate New 
York werden beispielsweise bei der Jury-Belehrung allein 
Bestrafung und Abschreckung als Zwecke der "punitive dama­
ges" genannt (vgl. Madden aaO S. 317 Fn. 6)

Ohne eindeutig nachvollziehbare Hinweise des ausländi­
schen Gerichts selbst ist das um die Vollstreckbarerklärung 
angegangene deutsche Gericht gehindert, die tatsächlichen 
Beweggründe im Einzelfalle zu erforschen. Wie ausgeführt 
(oben 1), kann ein solcher US-amerikanischer Spruch regel­
mäßig auf mehreren verschiedenen Motiven jeweils allein 
oder in Verbindung mit anderen beruhen, sofern er überhaupt 
den anerkannten ausländischen Rechtsgrundsätzen entspricht 
(insoweit zutreffend Stiefel/Stürner aaO S. 838) . Um den 
Urteilsinhalt über dessen amtliche Begründung hinaus zu 
konkretisieren, müßte sich der inländische Richter notwen­
digerweise an die stelle des ausländischen setzen. Dazu ist 
er, wie § 723 Abs. 1 ZPO erkennen läßt, nicht befugt. Dar­
über hinaus müßte eine solche Urteilsergänzung weitgehend 
auf Mutmaßungen beruhen, also die Rechtssicherheit gefähr­
den.

Der Senat hält es auch nicht für zulässig, insoweit 
für das ausländische Urteil stets den für eine Anerkennung 
"günstigsten” denkbaren Fall einer möglichst vollständigen



Wahrung der Ausgleichsfunktion zu unterstellen (so aber im 
Ergebnis Stiefel/Stürner aaO S. 837, 840 f). Das entspräche 
nicht der Rechtswirklichkeit, weil diese Sichtweise für den 
erkennenden Richter im Ausland belanglos war. Zudem liefe 
ein solcher Ansatz auf eine einseitige Besserstellung des 
Gläubigers im Verhältnis zum Schuldner ohne Rücksicht auf 
den tatsächlichen Inhalt des ausländischen Urteils, also 
möglicherweise auf eine Haftungserweiterung hinaus. Eine 
solche Betrachtungsweise wird nicht einmal durch die Rück­
sichtnahme auf den konkreten ausländischen Hoheitsakt gebo­
ten.

Unerheblich ist hierfür die Frage nach der Teilbarkeit 
einer Anerkennung des ausländischen Urteils, die auch der 
Senat grundsätzlich bejaht. Sie kann immer erst in Betracht 
kommen, wenn das ausländische Urteil, das eine einheitliche 
Rechtsfolge mit mindestens teilweise, möglicherweise aber 
vollständig ordre public-widrigem Inhalt ausspricht, selbst 
genügend Anhaltspunkte für eine sichere Aufspaltung in hin­
zunehmende oder für die deutsche Rechtsordnung schlechthin 
unverträgliche Rechtsfolgen enthält. Eine Aufteilung nach 
dem freien Ermessen des deutschen Anerkennungsrichters ist 
insoweit ausgeschlossen.

d) Statt dessen ist in derartigen Fällen auf den 
Schwerpunkt der nicht im einzelnen aufteilbaren Rechtsfolge 
abzustellen, die das ausländische Urteil als Einheit aus­
spricht. Vorrangig sind dabei die nach dem Urteil im jewei­
ligen Einzelfalle maßgeblichen Umstände auszuwerten. Legt 
das Urteil sie, wie hier, nicht offen, so ist das zugrunde­
liegende ausländische Rechtsinstitut als Ganzes zu erfas-



sen. Entscheidend ist sodann, welche AnspruchsvorausSetzun­
gen und/oder Besonderheiten der Rechtsfolge bei wertender 
Betrachtungsweise im Hinblicit auf den deutschen ordre pu­
blic das Rechtsinstitut im Regelfälle typischerweise be­
stimmen .

Bei dieser Sicht wird der US-amerikanische Strafscha­
densersatz geprägt durch die Momente der Bestrafung und Ab­
schreckung {ebenso The American Law Institute aaO S. 231, 
236, 247; Madden aaO S. 316; Kionka aaO S. 374; Fleming aaO 
S. 214; Zekoll, Produkthaftpflichtrecht S. 152 f, 156 
und 37 AmJCompL 301, 325 ff). Aus ihnen ist er geschicht­
lich hervorgegangen {Großfeld aaO S. 49 ff; Ed.note in 
70 Harvard Law Review 517, 518 ff; Siehr aaO 705 f), sie 
wirken auch heute noch regelmäßig mit auf die Festsetzung 
ein (Großfeld aaO S. 69 f; Schütze, FS Nagel S. 397; vgl. 
auch die Einzelnachweise bei v. Westphalen RIW/AWD 1981,
141, 144 ff). Maßgebliche Voraussetzung ist allein der ge­
steigerte Schuldvorwurf. Das Fehlen eines Rechtsanspruchs 
des Geschädigten zeigt das untergeordnete Gewicht seiner 
privaten Interessen. Da zudem keine meßbare allgemeine Be­
ziehung der festzusetzenden Beträge zu den erlittenen Schä­
den besteht, tritt der Ausgleichsgedanke im Regelfälle zu­
rück (ebenso Großfeld aaO S. 63; Siehr aaO S. 707).

e) Davon ausgehend, ist es mit wesentlichen Grundsät­
zen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar, pau­
schal zuerkannten StrafSchadensersatz von nicht unerhebli­
cher Höhe im Inland zu vollstrecken.



aa) Zu den wesentlichen Grundsätzen des deutschen 
Rechts gehört der aus dem Rechtsstaatsprinzip folgende 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, der auch in der Zivil­
rechtsordnung Geltung beansprucht {Stiefel/Stürner aaO 
S. 840 f; Stürner/Stadler aaO S. 159; v. Westphalen 
PHI 1988, 18, 21 f; LG Heilbronn RIW 1991, 343, 344; vgl. 
auch BVerfGE 34, 269, 285 f und § 251 Abs. 2 BGB). Ihm 
trägt im Zivilrecht unter anderem der Kompensationsgedanke 
beim Schadensersatz Rechnung: Regelmäßig ist allein der 
Ausgleich der durch den rechtswidrigen Eingriff gestörten 
Vermögensverhältnisse der unmittelbar Beteiligten das ange­
messene Ziel des über den Eingriff geführten Zivilprozes­
ses. Darauf sind dessen Verfahrens- und Beweisregeln zuge­
schnitten, die den Parteien einen vielfältig bestimmenden 
Einfluß auf das Ergebnis einräumen. Ähnliche Regeln bestim­
men den US-amerikanischen Zivilprozeß, bis hin zur Festle­
gung des maßgeblichen Sachverhalts durch die Parteien und 
zur Möglichkeit von Säumnisentscheidungen.

Hingegen fallen Sanktionen, die der Bestrafung und Ab­
schreckung - also dem Schutz der Rechtsordnung im allgemei­
nen - dienen, nach deutscher Auffassung grundsätzlich unter 
das Strafmonopol des Staates. Er übt es im öffentlichen In­
teresse in einer besonderen Verfahrensart aus, in dem ei­
nerseits die Amtsermittlung eine höhere Gewähr für die 
Richtigkeit der Sachentscheidung bieten soll und anderer­
seits die Rechte des Beschuldigten stärker geschützt sind. 
Aus hiesiger Sicht erscheint es unerträglich, in einem Zi­
vi lur teil eine erhebliche Geldzahlung aufzuerlegen, die 
nicht dem Schadensausgleich dient, sondern wesentlich nach



dem Interesse der Allgemeinheit bemessen wird und mögli­
cherweise neben eine Kriminalstrafe für dasselbe Vergehen 
treten kann (ebenso Greger NJW 1989, 3103 f in Anm.).

So verhält es sich im Ergebnis mit dem vorliegenden 
Fall. Der verhängte StrafSchadensersatz ist höher als die 
Stimme aller zugesprochenen Ausgleichsbeträge, sogar das 
hierauf anfallende Anwaltshonorar zusammen könnte nur gut 
ein Drittel der "punitive damages" ausmachen. Für einen 
sonstigen auszugleichenden Schaden ist nichts ersichtlich. 
Dann würde eine Vollstreckung den Beklagten übermäßig tref­
fen.

bb) Die ohne festes Verhältnis zum eingetretenen Scha­
den nach dem Ermessen des Gerichts verhängten, teilweise 
außerordentlich hohen "punitive damages" haben in den USA 
im Ergebnis mit zu einem raschen Anstieg der gesamtwirt­
schaftlichen Schadensersatzlast bis an die Grenze des kal­
kulierbaren und versicherbaren Risikos geführt (vgl. Ze- 
koll, Produkthaftpflichtrecht S. 84 ff, 155 f; Hoechst 
VersR 1983, 13, 15; Stiefel/Stürner aaO S. 835; Völz aaO 
S. 233 f; Sabella aaO S. 1188, 1190 f}.

Aus deutscher Sicht wären die zivilrechtsfremden Be­
weggründe sowie das Fehlen hinreichend bestimmter und zu­
verlässiger Begrenzungen im Falle der Anerkennung derarti­
ger Urteile geeignet, die gesamten inländischen Haftungs­
maßstäbe zu sprengen. Ausländische Gläubiger könnten auf­
grund eines solchen Titels in vielfach weiterem Ausmaße auf 
inländisches Schuldnervemögen zugreifen als inländische 
Gläubiger, die unter Umständen wesentlich größere Beein-
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trächtigungen erlitten haben. Eine solche Besserstellung 
von Gläubigern allein aus den wenigen Staaten in der Welt, 
die StrafSchadensersatz verhängen (vgl. dazu Stoll, Ency­
clopedia Rdn. 8-104 ff), gegenüber allen anderen ist nicht 
durch Gründe gerechtfertigt, die nach der deutschen Rechts­
ordnung Schutz verdienen. Deshalb wäre schon allein die 
Vollstreckung eines Anspruchs auf pauschalen Strafschadens- 
ersatz - über den Ersatz vollen materiellen wie immateriel­
len Schadens hinaus - in Deutschland ein untragbares Ergeb­
nis, so daß bereits diese verhältnismäßig geringe Inlands­
beziehung des Streitfalles dem Klageantrag entgegensteht.

cc) Damit ist eine Vollstreckung in Deutschland inso­
weit ausgeschlossen. Es braucht nicht mehr entschieden zu 
werden, ob die Vollstreckung von StrafSchadensersatz die 
deutsche öffentliche Ordnung noch aus weiteren Gründen ver­
letzte. Insbesondere kann es offenbleiben, ob die wenig be­
stimmbaren Voraussetzungen für den Erlaß eines Urteils auf 
"punitive damages" und für deren Höhe an Art. 103 Abs. 2 GG 
zu messen sind, sowie ob die Verurteilung zu StrafSchaden­
sersatz neben einer Kriminalstrafe aus deutscher Sicht un­
ter das Verbot der Mehrfachbestrafung (Art. 103 Abs. 3 GG) 
fiele (vgl. dazu Zekoll, Produkthaftpflichtrecht s. 152 f; 
Hoechst VersR 1983, 13, 17).
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VI.

Der Umstand, daß das Urteil des Superior Court wegen 
des darin verhängten StrafSchadensersatzes in Deutschland 
nicht für vollstreckbar erklärt werden kann, hindert die 
Anerkennung im übrigen nicht. Entgegen der Meinung der Re­
vision zwingt die Tatsache, daß der Streitgegenstand des 
Vollstreckungsurteils nicht in dem materiell-rechtlichen 
Anspruch besteht, der dem ausländischen Titel zugrunde 
liegt, sondern durch das Begehren des Gläubigers bestimmt 
wird, diesem Titel im Inland Vollstreckbarkeit zu verlei­
hen, nicht dazu, über die Vollstreckbarerklärung eines aus­
ländischen Zahlungsurteils hinsichtlich der gesamten Ur­
teilssumme immer einheitlich zu entscheiden. Wenn ein aus­
ländisches Urteil mehrere, rechtlich selbständige Ansprüche 
zuerkennt, können diese auch jeweils einzeln auf ihre Aner­
kennungsvoraussetzungen geprüft werden. Sofern diese nicht 
für alle Ansprüche vorliegen, ist eine Teilanerkennung als 
ein Weniger möglich, ohne daß der Kläger dem mit seinem 
Klageantrag Rechnung tragen muß (Geimer IZPR Rdn. 2294; 
Zöller/Geimer aaO § 328 Rdn. 285; Zekoll, Produkhaft- 
pflichtrecht S. 37 und 37 AmJCompL 301, 330; Schack, IZVR 
Rdn. 1022; Martiny, Handbuch Rdn. 323; Schütze, FS Nagel 
S. 400; Böhmer NJW 1990, 3049, 3051; für das östereichische 
Recht Matscher in Festschrift für Reimer S. 33, 35 f). Dem­
nach bestehen keine Bedenken dagegen, daß das Berufungsge­
richt die im Urteil des Superior Court ausgewiesenen Beträ­
ge für bereits entstandene und zukünftig entstehende Be-
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handlungs- beziehungsweise Unterbringungskosten, Nichtver­
mögensschäden und "punitive damages" einer getrennten ordre 
public-Kontrolle unterzogen hat.

Ob eine Teilanerkennung auch hinsichtlich eines ein­
heitlichen materiellen Anspruchs zulässig ist (bejahend 
Schack, IZVR Rdn. 869 a.E., 1026; Stiefel/Stürner aao 
S. 842 f; Zekoll, Produkthaftpflichtrecht S. 123, 156 und 
37 AmJCompL 301, 330; Siehr aao S. 709; vgl. auch Stür- 
ner/Stadler aaO S. 159; Geimer/Schütze aaO Bd. 1/2 § 214,
4; Zöller/Geimer aaO § 328 Rdn, 169 - verneinend LG Berlin 
RIW 1989, 988, 990; für österreichisches Recht Matscher aaO 
S. 38; für Schweizer Recht Kaufmann-Köhler aaO S. 244), 
braucht nach dem vom Senat gefundenen Ergebnis nicht ent­
schieden zu werden.

B. Zur Revision des Klägers

i.

Der Superior Court hat dem Kläger für Nichtvermögens­
schäden in Form erlittener Ängste, Schmerzen und Leiden ei­
nen Betrag in Höhe von US-Dollar 200.000 zuerkannt. Nach 
den unangefochtenen Feststellungen des Berufungsgerichts 
beruht das kalifornische Urteil insoweit auf der Überzeu­
gung, der Kläger sei durch das Verhalten des Beklagten in 
seiner seelisch-sexuellen und sozialen Entwicklung gestört.
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was letztlich dazu geführt habe, daß er von zu Hause zu 
entfliehen versucht und ein Auto gestohlen habe, weshalb er 
inhaftiert worden sei.

Das Berufungsgericht ist der Ansicht, nach deutschen 
Verhältnissen sei angesichts der vorliegenden Umstände äu­
ßerstenfalls ein Schmerzensgeld von 30.000 DM gerechtfer­
tigt. Die oberste Grenze dessen, was nach inländischen Ver­
hältnissen für ein ausländisches Urteil noch erträglich er­
scheine, liege unter Berücksichtigung der daneben zuerkann­
ten Kosten künftiger Heilbehandlung und Unterbringung bei
120.000 DM (US-Dollar 70.000). Nur in dieser Höhe könne we­
gen der Nichtvermögensschäden dem Urteil des Superior Court 
die Vollstreckbarkeit verliehen werden. Hinsichtlich des 
übersteigenden Betrages sei das Urteil nicht mit dem ordre 
public zu vereinbaren; denn es sprenge jeden vernünftigen 
Rahmen und lasse unberücksichtigt, daß der Beklagte wegen 
seiner Taten auch strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
worden sei.

Diese Ausführungen halten einer rechtlichen Überprü­
fung nicht stand. Mit der vom Superior Court ausgesproche­
nen Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von US-Dollar
200.000 soll ein von den getrennt zuerkannten "punitive da­
mages" zu unterscheidender Ausgleich immaterieller Schäden 
erfolgen (vgl, hierzu The American Law Institute aaO
s. 199 f; Madden aaO S. 313 f, 324 f, 328 f; Kionka aaO 
S. 357 f; Stiefel/Stürner aaO S. 843; Schütze, FS Nagel 
s. 396; Siehr aaO S. 707). Dem kann im deutschen Schadens-
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§ 847 BGB annähernd Rechnung getragen werden. Sogar wenn 
der vom Superior Court zur Abgeltung der Nichtvermögens- 
schaden in Ansatz gebrachte Betrag um ein Vielfaches über 
der Höhe desjenigen liegt, was nach deutschen Vorstellungen 
bei den zugrunde gelegten tatsächlichen Umständen als 
Schmerzensgeld in Betracht gekommen wäre, ist der Teil des 
Urteils, mit dem der Beklagte zur Zahlung von US-Dollar
200.000 für immaterielle Schäden des Klägers verurteilt 
wurde, hier dennoch anzuerkennen.

1. Wie ausgeführt (oben A IV 3 b), liegt ein Verstoß 
gegen §§ 723 Abs. 2, 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO nur vor, wenn das 
Ergebnis der Anwendung ausländischen Rechts den Grundgedan­
ken deutscher Regelungen und der in ihnen enthaltenen Ge- 
rechtigkeitsvorstellungen so sehr widerspricht, daß es nach 
inländischen Vorstellungen untragbar erscheint. Der mate­
rielle ordre public im Sinne dieser Vorschriften unterliegt 
insoweit einem abgestuften Prüfungsmaßstab, als es auch 
entscheidend auf Ausmaß und Bedeutung der Inlandsbeziehung 
des Sachverhalts ankommt, den das in der Bundesrepublik zu 
vollstreckende Urteil regelt sowie möglicherweise im Ergeb­
nis umgestalten würde (Martiny, Handbuch Rdn. 181, 1014, 
1028 f; Schack, IZVR Rdn. 867; Geimer IZPR Rdn. 2265; vgl. 
auch BGHZ 98, 70, 74; OLG Bamberg RIW 1991, 541, 542; OLG 
Frankfurt RIW 1991, 417, 418; Zöller/Geimer aaO § 328 
Rdn. 167; für das Schweizer Recht Drolshammer/Schärer aaO 
S. 312; ZivG Basel Basler JurMitt 1991, 31, 34). Das gilt 
nicht nur für das Eingreifen des inländischen kollisions­
rechtlichen ordre public-Vorbehalts nach Art. 6 EGBGB, das 
eine hinreichend starke Inlandsbeziehung voraussetzt (amt-



liehe Begründung der Bundesregierung aaO S. 43; Beschluß- 
empfehlung und Bericht des Rechtsausschusses des Deutschen 
Bundestages, BT-Drucks. 10/5632 S. 40; vgl. auch BVerf­
GE 31, 58, 77), sondern erst recht für die Frage, ob ein 
vom zuständigen ausländischen Gericht ergangenes Urteil in 
Deutschland zu vollstrecken ist. In diesem Falle hat der 
inländische Richter keine eigene Entscheidung über die ma­
teriellrechtliche Grundlage des ausländischen Spruchs oder 
die Höhe einer zuerkannten Entschädigung mehr zu fällen.
Für ihn ist im Hinblick auf den ordre public allein maßgeb­
lich, ob das Ergebnis der Anerkennung und Vollstreckung des 
ausländischen Urteilsspruchs für das Inland noch tragbar 
erscheint. Das kann auch dann zutreffen, wenn das ausländi­
sche Erkenntnis mit wesentlichen deutschen Wertungen oder 
sogar zwingenden inländischen Rechtsnormen (beispielsweise 
Art. 38 EGBGB, s.o. A IV 3 a bb) nicht vereinbar ist, so­
fern der Haftungsfall - bis auf in Deutschland belegenes 
Schuldnervermögen - vollständig in die ausländische Rechts­
ordnung eingebettet ist.

Im vorliegenden Falle hat das Urteil des Superior 
Court den Schadensersatzanspruch eines US-amerikanischen 
Staatsangehörigen gegen einen anderen zum Gegenstand. Der 
Anspruch findet seine Begründung in unerlaubten Handlungen, 
die der Beklagte an seinem zur Tatzeit allein in den USA 
gelegenen Wohnsitz gegenüber dem Kläger begangen hat. Ein 
Inlandsbezug besteht lediglich insoweit, als der Beklagte 
auch über die deutsche Staatsangehörigkeit verfügt und nach 
seiner strafrechtlichen Verurteilung sowie nach Rechtshän­
gigkeit der Schadensersatzklage des Klägers seinen Aufent­
halt in die Bundesrepublik Deutschland verlegte.
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2. In jedem Falle einer Vollstreckung in inländisches 
Vermögen sind allerdings die Grundrechte zu wahren (vgl.
§ 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO und BVerfGE 52, 214, 219). Die Über­
prüfung, ob durch ein ausländisches Urteil, das nach deut­
schen Maßstäben weit überhöhte Schadensersatzbeträge zuer­
kennt, der materielle ordre public verletzt ist, muß sich 
am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ausrichten 
(oben A v 3 e aa). Die Grenze, bei deren Überschreiten dem­
nach ein im Ausland gewährter Schadensersatzanspruch nicht 
mehr anerkannt werden kann, ist in jedem Einzelfalle geson­
dert zu bestimmen. Soweit in der Literatur für die Voll­
streckbarerklärung US-amerikanischer Urteile aufgrund Pro­
duzentenhaftung gegen deutsche Firmen eine formelhafte Ty­
pisierung der Verhältnismäßigkeitsprüfung vorgeschlagen 
wird (Stiefel/Stürner aaO S. 840, 844; vgl. dagegen Marti- 
ny, Handbuch Rdn. 1046; Zekoll, Produkthaftpflichtrecht 
S. 40 und RIW 1990, 302, 305), kann sie jedenfalls für den 
hier zu entscheidenden Sachverhalt nicht gelten. Jene Fälle 
unterscheiden sich im allgemeinen schon durch ihren weitaus 
stärkeren Inlandsbezug (dazu oben 1) maßgeblich vom vorlie­
genden Streitfall.

Umfang und Gewicht des Inlandsbezuges prägen zugleich 
die für die Verhältnismäßigkeit maßgebenden Wertungen mit. 
Die deutsche Rechtsordnung nimmt in gewissen Grenzen auch 
abweichende fremde WertmaßStäbe hin, die einen ausländi­
schen Richterspruch bestimmt haben. Jedenfalls dann, wenn 
beide Parteien US-amerikanische Staatsbürger sind, der 
Tatort in den USA gelegen ist und zudem der Verurteilte zur 
Zeit der Tat und des Beginns der Rechtshängigkeit des ame­
rikanischen Schadensersatzprozesses dauernden Wohnsitz in
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Amerika hatte, liegt sogar unter Berücksichtigung der 
gleichzeitig vorhandenen deutschen Staatsangehörigkeit des 
Verurteilten ein dermaßen geringer Bezug zum Inland vor, 
daß die im Rahmen des § 328 Abs. 1 Nr. 4 ZPO vorzunehmende 
Verhältnismäßigkeitsprüfung die nach amerikanischem Recht 
geltenden MaßStäbe weitestgehend zu respektieren hat. Unter 
diesen Voraussetzungen überwiegt das Interesse des Opfers, 
volle Wiedergutmachung für die erlittene Lebensbeeinträch­
tigung sowie Genugtuung nach den für seine Heimat maßgebli­
chen Anschauungen und Lebensumständen zu erlangen. Der 
Schädiger muß diese Maßstäbe gegen sich gelten lassen.

Das trifft um so mehr zu, wenn - wie im Streitfall - 
die zuerkannte Schadensersatzforderung die Sanktion für ein 
vorsätzliches, eine Straftat darstellendes Verhalten des 
Schädigers darstellt, dessen Konsequenzen nach US-amerika­
nischem Recht für ihn bei der Tatbegehung absehbar gewesen 
sein müssen. Gewichtige inländische allgemeine Interessen 
werden dann nicht berührt.

Anhaltspunkte dafür, daß der dem Kläger für seinen im­
materiellen Schaden zugesprochene Betrag sich nicht mehr im 
Rahmen dessen bewegt, was nach US-amerikanischem, insbeson­
dere kalifornischem Recht, zur Abgeltung sogenannter "non­
economic damages" üblich ist, liegen nicht vor (vgl. hierzu 
The American Law Institute aaO S. 202 f, 220, 223; Stie- 
fel/Stürner aaO S. 843 f; Schubert aaO S. 39; Sabella aaO 
S. 1190 jeweils m.w.N.).



3. Ob anderes gelten müßte, wenn die dem Kläger zuer­
kannten Schadensersatzbeträge zu der finanziellen Lei­
stungskraft des Beklagten außer jedem Verhältnis stünden, 
kann offenbleiben. Dazu behauptet der Beklagte selbst 
nichts. Aus den Feststellungen zu seiner VermögensSitua­
tion, die im Protokoll des Superior Court vom 
23. April 1985 enthalten sind, ergeben sich dafür keine An­
haltspunkte.

II.

Soweit die Revision die Urteilsanerkennung wegen wei­
tergehender Ansprüche aus StrafSchadensersatz begehrt, ist 
das Rechtsmittel unbegründet (oben A V).

III.

Zu Unrecht wendet sich die Revision des Klägers 
schließlich dagegen, daß das Berufungsgericht bei seiner 
Kostenentscheidung nach §§ 92, 97 ZPO die Zinsforderung 
mitberücksichtigt hat, deren Vollstreckbarerklärung der 
Kläger in den Vorinstanzen zusätzlich begehrt und hinsicht­
lich derer der Senat die Annahme seines Rechtsmittels abge­
lehnt hat. Auch wenn die Zinsforderung sich nicht streit­
werterhöhend ausgewirkt hat (vgl. hierzu BGH, Urt. v,
8. Oktober 1956 - II ZR 305/55, LM S 4 ZPO Nr. 7), handelt 
es sich bei der Ablehnung ihrer Anerkennung doch um ein
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Teilunterliegen des Klägers. Dem ist hier angesichts der 
Tatsache, daß die Zinsen mehr als die Hälfte der Höhe der 
Hauptforderung ausmachten, bei der Kostenverteilung Rech­
nung zu tragen (vgl. BGH, Urt, v. 9. November 1960 
- VIII zr 222/59, LM § 92 ZPO Nr. 7; Baumbach/Lauter- 
bach/Hartmann aaO § 92 Anm. 4 C "Nebenanspruch"; Zöl­
le r /He rget aaO § 92 Rdn. 11; Stein-Jonas/Leipold aaO § 92 
Rdn. 1).

c.

Nach alledem ist das Urteil des Berufungsgerichts im 
Ergebnis insoweit teilweise aufzuheben, als es dem Urteil 
des Superior Court die Vollstreckbarerklärung über einen 
Betrag von US-Dollar 275.325 hinaus versagt hat, S 564 
Abs. 1 ZPO. Da keine weiteren tatsächlichen Feststellungen 
erforderlich sind, ist der Senat zu einer eigenen abschlie­
ßenden Entscheidung des Rechtsstreits in der Lage, S 565 
Abs. 3 Nr. 1 ZPO. Diese ergeht dahin, daß das Urteil des
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Landgerichts in dem Umfang wiederhergestellt wird, in dem 
es das Urteil des Superior Court bis zum Betrag von US-Dol­
lar 350.260 für vollstreckbar erklärt hat.

Brandes Schmitz Kreft
Kirchhof Zugehör
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